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Schule mit Courage – Schule
ohne Rassismus

Die Heinrich-Böll-Schule in
Bruchköbel, wurde im De-
zember 2002 zur „Schule mit
Courage“  ernannt – ein
Schul-Beispiel für „Lernen in
einer von gegenseitigem Re-
spekt und Toleranz geprägten
Umgebung“.

Seite 11 f

 „Nationale Bildungs-
standards“ – Teufelswerk
oder Wundersalbe?

Der Berg kreißte und er gebar:
257 in den Rang von Bil-
dungsstandards gehobene
Kompetenzen. Über sie soll
künftig verfügen, wer den
mittleren Schulabschluss zu
erwerben begehrt –  ein Bei-
trag von Ulrich Vileuf.

Seite 5 ff

Vernachlässigt die Eltern
nicht!

Die berechtigte Sorge, dass die
bildungspolitischen Diskussio-
nen nach PISA durch einseiti-
ge Fokussierung z.B. auf die
sog. Bildungsstandards unzu-
lässig eng geführt wird, veran-
lasst Klaus Winkel zu seinem
Kommentar.

Seite 20

Deutsch-Unterricht in der
Gesamtschule – am Beispiel
Hamburg

Seit August 2003 sind  in allen
Hamburger Schulformen
neue Rahmenpläne für das
Fach Deutsch verbindliche
Grundlage für den Unterricht
und  die Erziehung in der
Sekundarstufe I – ein Beitrag
aus der Serie „Fachunterricht“.

Seite 8 ff
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Politischer Rückenwind für
die GGG-Aktion
Landtag NRW und Grüne im Norden für Aufhebung der KMK-
Beschlüsse

(iw) Klare Unterstützung für die Forderung der GGG nach Aufhe-
bung der KMK-Beschlüsse zur verordneten äußeren Differenzierung
in Gesamtschulen kommt aus dem politischen Raum – aus Nord-
rhein-Westfalen und dem Norden der Republik.

Die Regierungsfraktionen der SPD und von Bündnis90/Die Grünen in
NRW beschlossen am 21.11.03 einen Antrag, der sich mit der weiteren
Schulentwicklung des Landes beschäftigt. Darin befürworten sie die
Steuerung des Bildungssystems über Bildungsstandards, schlagen Lern-
standserhebungen und teilzentrale Prüfungen vor. Im Wortlaut:

Der Landtag beschließt: Die Landesregierung wird aufgefordert,
• sich bei der Kultusministerkonferenz dafür einzusetzen, alle Regeln und

Vorschriften abzuschaffen, die eine tatsächliche Flexibilisierung und Ent-
bürokratisierung im nordrhein-westfälischen Schulsystem be- bzw. verhin-
dern, wie dem Zwang zur äußeren Differenzierung in der Gesamtschule
und weiterer Reglementierungen des „Hamburger Abkommens“. Erfor-
derlich ist die Anerkennung des Abiturs zwischen den Bundesländern auf
der Grundlage qualitativer statt quantitativer Kriterien.”

Dieser Beschluss kommt einer kleinen Sensation gleich, unter-
stützt er doch direkt und konkret die aktuell nur von der GGG

vorgetragene Forderung, den Zwang zur äußeren Leistungsdifferen-
zierung in Gesamtschulen abzuschaffen.

                                                               
Seite 3



2    GESAMTSCHUL-KONTAKTE 1/2004

Heft 1/2004 vom 1. März 2004
ISSN 1431-8075
Gesamtschul-Kontakte
27. (35.) Jahrgang
Herausgeber: Gemeinnützige Gesellschaft
Gesamtschule e.V. – Gesamtschulverband

Redaktion: Dr. Ingo Kunz, Dr. Christa Loh-
mann, Jürgen Riekmann, Dieter Weiland,
Dr. Klaus Winkel, Wolfgang Vogel (Koordi-
nation), Dr. Michael Hüttenberger (presse-
rechtlich verantwortlich)
Evenaristraße 46, 64293 Darmstadt,
E-Mail: kontakte@ggg-bund.de

Vertrieb: GGG-Geschäftsstelle, Postfach 13
07, 26583 Aurich, Telefon: 04941/18777
E-Mail: geschaeftsstelle@ggg-bund.de

Die Gesamtschul-Kontakte erscheinen viertel-
jährlich. Der Abonnementpreis beträgt jähr-
lich € 14,– (einschließlich Versand). Der Ein-
zelpreis des Heftes von € 4,– ist für GGG-
Mitglieder im Mitgliedsbeitrag enthalten. Auf-
lage: 4.000 Exemplare

Druck: Druckwerkstatt Kollektiv GmbH
Layout: Waso Koulis, Michael Hüttenberger
Illustrationen: Katja Rosenberg

Die nächste Ausgabe erscheint am: 1.6.2004
Redaktionsschluss: 1.5.2004

  I n h a l t

GESAMTSCHUL-KONTAKTE – INTERN

Liebe Gesamtschulfreunde und
-freundinnen,

beim endredaktionellen Arbeiten an die-
ser Ausgabe der Gesamtschulkontakte er-
reichte mich die Nachricht vom Tode
Christoph Heusers. Noch im Frühsom-
mer 2003, nach seinem Ausscheiden aus
dem Bundesvorstand, haben wir das
Kongressheft, unsere 10. gemeinsame
Ausgabe der Gesamtschul-Kontakte, zu-
sammen „gebaut“. Die beiden nächsten
Ausgaben hat er als Redaktionsmitglied
mitgestaltet, mit all seiner Erfahrung, sei-
ner fachlichen Kompetenz und seinem
klaren Blick für das Wesentliche und
Wichtige. Sein Tod erfüllt mich mit tiefer
Trauer, die Erinnerung an ihn hat mich
bei der Weiterarbeit an diesem Heft
schmerzlich begleitet.
Sich die GGG ohne Christoph Heuser
vorzustellen fällt schwer. Ingrid Wenzler
hat es übernommen den Nachruf auf
Christoph Heuser zu schreiben und das,
was er für uns bedeutete, zu fassen, jetzt,
wo uns sein Tod noch unfassbar er-
scheint.

In den 20 Seiten dieser ersten Ausgabe im
neuen Jahre 2004 geht es um die „alten“
Schwerpunktthemen. Wir berichten über
erste Adaptionen unserer Forderung, die
KMK-Vereinbarung abzuschaffen, in offi-
ziellen Verlautbarungen der politischen
Parteien, am bedeutetsten wohl der Be-
schluss der Regierungskoalition in NRW.
Die PISA-Diskussion wird mit den
IGLU-Ergebnissen erst recht nicht auf Eis
gelegt, ein ausführlicher Beitrag über Sinn
und Grenzen der deutschen Bildungs-
standards fundiert die GGG-Position, die
in der letzten Ausgabe des Jahres 2003 als
Kommentar zu lesen war.

Die Serie „Fachunterricht“ wird in diesem
Heft fortgesetzt mit dem lange angekün-
digten Beitrag zum Deutschunterricht. Er
kommt aus Hamburg und hat eindeutig
Hamburger Bezüge, die grundsätzlichen
Überlegungen sind aber durchaus auf an-
dere Gesamtschulen übertragbar.

In der Reihe der Unterrichtsprojekte, die
jetzt „Beispielhafte Projekte“ heißt,  gibt es
diesmal einen Beitrag aus der Heinrich-
Böll-Schule in Bruchköbel.

Die Länderseiten sind auch wieder fast
vollständig, nur wenige Länder sind nicht
zu finden. Wir bleiben optimistisch, dass
die Länderseiten in Zukunft immer kom-
plett sein werden, oder, sagen wir, immer
öfter. Denn ohne Länderseiten geht es
nicht.

Und ohne Eltern geht es auch nicht! Dass es
mit der Elterneinbindung in die Arbeit der
Schule nicht zum Besten steht, ist anhand
neuer Untersuchungen klar belegt, wie im
Kommentar nachzulesen ist. Da passt es,
dass der Bundesvorstand gerade eine umfas-
sende Elternaktion gestartet hat – nachzule-
sen aber erst in der nächsten Ausgabe.

Alle Beiträge dieser Ausgabe der Gesamt-
schul-Kontakte gibt es natürlich wieder im
Internet (unter www.ggg-bund.de und
www.gesamtschulverband.de) und es er-
scheint die vollständige Ausgabe im pdf-For-
mat. Übrigens: Die GGG-WEB-Seiten sind
ab 1. April inhaltlich neu strukturiert, völlig
neu im Outfit und wieder stets aktuell.

Wiederum drei Exklusiv-Illustrationen für
die GGG bereichern dieses Heft. Sie fin-
den guten Anklang in der Leserschaft und
erfüllen offensichtlich ihren Zweck. Es
gibt glaubhafte Eingeständnisse von nam-
haften GGG-Mitgliedern, sie hätten ohne
Illustrationen manchen Beitrag nie gelesen
und darüber hinaus eine lobende Erwäh-
nung im diesjährigen Revisionsbericht.

Wer diesen vollständig zur Kenntnis neh-
men will, dem sei der Besuch der Mitglie-
derversammlung am 20. März in Unna
empfohlen. Die Einladung befindet sich
in diesem Heft.

Vielleicht bis dann.

Ihr

Michael Hüttenberger
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THEMA

von Ingrid Wenzler

Fortsetzung von Seite 1

Der Beschluss des Landtages Nordrhein-
Westfalen vom 21.11.03 (komplett nach-
zulesen auf der Internetseite der GGG
NRW: www.ggg-nrw.de) steht systema-
tisch im gleichen Zusammenhang wie die
Argumentation der GGG. Wenn die Ar-
beit der Schulen über Bildungsstandards
gesteuert – und verbessert – werden soll,
so ist es widersinnig, der Schule vorzu-
schreiben, in welcher Organisationsform
sie diese Ziele erreichen soll. Genau darin,
dass die Schule für sich die besten Wege
zur Erreichung möglichst hoher Kompe-
tenzstufen der Bildungsstandards sucht
und entwickelt, liegt ihre Verantwortung.
Die Gesamtschulen haben zurzeit aber
keinen Entscheidungsfreiraum, wie sie
ihre Differenzierung optimal praktizieren.
Die KMK-Vereinbarung von 1993 lässt
nur zusätzliche Niveaustufen zu! Das soll
nun nach dem Willen des Landtags in
NRW verändert werden –  bürokratische
Festlegungen der inneren Schulorganisa-
tion sollen überwunden werden.

Nach der positiven Antwort des nordrhein-
westfälischen Ministeriums für Schule, Ju-
gend und Kinder auf den Brief der GGG
(s. Kontakte 4/03) ist zu hoffen, dass von
NRW aus deutliche Impulse an die Kultus-
ministerkonferenz gehen, dieses Relikt aus
den Zeiten vor PISA nun endlich zu über-
winden. Dann könnten die Gesamtschulen
die Freiräume erhalten, die es ihnen ermög-
lichen, Kinder und Jugendliche individuell
so zu fördern, wie es die erfolgreichen
PISA-Länder praktizieren:
• ohne bürokratische Einteilung in fest

definierte angeblich „homogene“ Lern-
gruppen,

Politischer Rückenwind für die GGG-
Aktion zur Aufhebung der KMK-
Beschlüsse

• ohne „institutionelle Barrieren“ (Andre-
as Schleicher), die den Lernweg der
Schüler und Schülerinnen immer wie-
der blockieren.

• Das Denken der Lehrer, Lehrerinnen,
Schüler, Schülerinnen und Eltern wird
sich ganz auf die Förderung des Lernens
richten können und befreit werden vom
Zwang des Einsortierens bzw. Einsor-
tiertwerdens.

Auch der Hinweis auf das Hamburger Ab-
kommen im Beschluss des Landtags NRW
ist zu begrüßen. Denn die Verkürzung der
Schulzeit auf 12 Jahre macht aktuell deut-
lich, welche Schwierigkeiten solche Ver-
einbarungen mit sich bringen. Im Ham-
burger Abkommen werden z.B. 265 Jah-
res-Unterrichtsstunden bis zum Abitur
verlangt. Die Zahl der Unterrichtsstunden
soll gleich bleiben, nicht aber die Zahl der
Schuljahre. Wird  das 13. Schuljahr nur
im Gymnasium auf die Jahrgangsstufen
der Sekundarstufe I verteilt, so bringen die
Schüler und Schülerinnen am Gymnasi-
um am Ende von Klasse 10 mehr Stunden
mit, um auf direktem Weg das Abitur ma-
chen zu können. Die Schüler und Schüler
anderer Schulformen müssten die im
Gymnasium von Klasse 5 – 10 „vorgear-
beiteten Stunden“ in einem zusätzlichen
Lernjahr nachholen. Das Festhalten an der
Forderung von 265 Stunden bis zum Ab-
itur droht die Reste von Gleichbehand-
lung aller Schulwege durch die Schulfor-
men der Sekundarstufe I zu beseitigen, die
es bisher noch gab. Durchlässigkeit, eine
Voraussetzung von Chancengleichheit im
gegliederten System, wäre noch weiter ein-
geschränkt.

Es bleibt zu hoffen, dass die Landtagsfrak-
tionen mit Nachdruck die Umsetzung ih-
res Beschlusses einfordern – und dass sich

weitere Landtage und Regierungen – die-
ser Forderung anschließen.

Auch die Positionspapiere von Bündnis
90 / Die Grünen beinhalten Beschlüsse,
die eindeutig dieselbe Forderung erheben
wie die GGG-Aktion.

Das Positionspapier der BAG Bildung mit
dem Titel „Bildungsstandards und Bil-
dungsreform“ enthält vielfältige Aussagen
zu einer Schule des Förderns, so z.B.

• Das Bildungssystem ermöglicht barriere-
freies Lernen und setzt Vertrauen in den
Lernwillen der SchülerInnen.

• Die Schule stärkt als gemeinsame Schule
bis zum Ende der Pflichtschulzeit die so-
ziale Kohäsion und entwickelt durch in-
dividuelle Förderung die Leistungs- und
Entwicklungspotenziale aller Kinder.

• Der Umgang mit Differenz wird nicht
bürokratisch geregelt, sondern durch pro-
fessionelles Handeln.

• Abbau von institutionellen Barrieren und
sozial differentiellen Lernmilieus.

In allen diesen Punkten wird dafür plä-
diert, auf jene Mechanismen zu verzich-
ten, an denen das deutsche Schulsystem so
reich ist: Trennung von Kindern, Schaf-
fung bürokratisch festgelegter Wege, Ein-
teilung, formale Hürden vor dem Ende
der Pflichtschulzeit. Dazu gehört auch der
Zwang zur Bildung von Fachleistungs-
kursen an Gesamtschulen, wie die KMK-
Vereinbarung sie fordert.  Statt dessen for-
dern die Grünen Instrumente des För-
derns, die auf professionellem Handeln
und Verantwortung beruhen.

Mit ihrer Initiative Neun macht klug ha-
ben die norddeutschen Landesverbände
der grünen Partei ein schulpolitisches Pro-
gramm vorgelegt, dem aller Erfolg und
baldige Verwirklichung beschieden sein
möchte. Die grünen Landtagsfraktionen
aus Bremen, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein und Hamburg sind konsequent:
Neun macht klug soll zunächst einmal aus-
drücken:
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„Länger gemeinsam
Lernen“

Aus der GGG-GSV-Aktion wird ein
Bündnis

Ein viel versprechender Auftakt: Vertreter
und Vertreterinnen des Grundschulver-
bands, der GGG, der GEW, des Bundes-
elternrates sowie der Aktion Humane
Schule trafen sich am 17.1.04 erstmals
auf der Basis der gemeinsamen Erklärung
„Länger miteinander und voneinander
lernen“ in Hannover (am 17.1. verhin-
dert: Vertreter des Verbandes Sonder-
pädagogik e.V und der Deutschen Ge-
sellschaft Lesen und Schreiben). Ge-
meinsam wollen sie nächste Schritte zur
Realisierung längeren gemeinsamen Ler-
nens in Deutschland erarbeiten – es geht
ihnen jetzt um die Umsetzung der ge-
wonnenen Einsichten in die Praxis. Nach
Rückkopplung der Vorschläge mit den
jeweiligen Vorständen werden am 4. Sep-
tember 2004 die Ergebnisse zusammen
getragen und die nächsten Schritte ge-
plant.

„Die Nord-Grünen befürworten die Ein-
führung einer neunjährigen Ganztags-
schule für alle, die in einer neuen Lern-
kultur die Förderung des einzelnen Kindes
in den Mittelpunkt stellt.“

Sie benennen konkrete Schritte dahin, un-
ter Anderem:
• Bestehende integrative Systeme werden ge-

stärkt und ausgebaut.
• Aufhebung des KMK-Beschlusses von

1993, der alle Schulen (auch die Gesamt-

schulen) zur Schulartensortierung der
Schüler zwingt.

Diese Punkte – neben vielen weiteren po-
sitiven Forderungen auf dem Weg zu einer
allgemeinen Schule des Förderns für alle -
sind der Öffentlichkeit in der gemeinsa-
men Pressemitteilung  der vier Landtags-
fraktionen vom 14.1.04 vorgestellt wor-
den.

Auch wenn wir realistisch sehen müssen,

dass noch sehr viel Überzeugungsarbeit zu
leisten sein wird, bevor das Ziel erreicht
werden kann: dass jetzt schon so klare und
gut begründete Positionen aus dem politi-
schen Raum vorliegen, ermutigt und gibt
der Aktion Rückenwind.

Die Mitgliederversammlung der GGG am
20.3.04 in Unna (näheres auf Seite 18)
wird der nächste Schritt sein. Alle, auch
Nichtmitglieder, sind zu diesem inhaltli-
chen Teil herzlich willkommen.

IGLU: Das Ergebnis des Ländervergleichs
war zu erwarten

Presseerklärung des Grundschulverbandes

GGG – GSV

Die Reihenfolge der Länder bei IGLU
(Neunjährige) ist ähnlich wie bei PISA
(Fünfzehnjährige). Dass Baden-Württem-
berg dabei erheblich besser abschneidet als
z.B.  NRW oder Bremen hat viele Gründe:

– die  unterschiedliche Wertschätzung der
Politik von Schulen und ihren Lehrkräf-
ten

– der hohe Anteil der Kinder, die in Ba-
den-Württemberg den Kindergarten
besuchen (Baden-Württemberg über
80%, Bremen 57%)

– mehr Kinder aus unteren Sozialschichten
in Bremen mit der bundesweit höchsten
Zahl an Sozialhilfeempfänger

– mehr Kinder mit nicht ausreichenden
Deutschkenntnissen in Bremen und im
Ballungsraum Ruhrgebiet.

Genauere Analysen können aber erst ge-
macht werden, wenn die Ergebnisse im
Detail bekannt  sind.

Das ändert aber nichts: Die deutsche
Schule ist ein Sanierungsfall.

Der Ländervergleich darf nicht das deut-
sche Bildungsdilemma überdecken: Die
deutschen Grundschüler stehen in ihren
Leistungen insgesamt deutlich besser da als
die Fünfzehnjährigen, das ist auch in Ba-
den-Württemberg und Bayern so.

Die zentrale Frage muss deshalb lauten: Was
läuft in den weiterführenden Schulen so
falsch, dass das Leistungsniveau in den fünf
Jahren der Sekundarschulen so deutlich ab-
sinkt? Die Antwort geben die erfolgreicheren
Länder – sie trennen die Kinder nicht nach
4 Jahren in unterschiedliche Schulen son-
dern haben eine gemeinsame Schulzeit von
mindestens 8 Jahren. Sie investieren mehr in
die Förderung z.B. durch zusätzliche
Förderlehrer. Sie geben Kindern in der
Ganztagsschule viel mehr Zeit zum Lernen.

Das alles ist bekannt: doch die deutsche
Schulpolitik verschließt davor die Augen. Lie-
ber feiert sie kleine Erfolge, wie jetzt die südli-
chen Länder beim Ländervergleich. Doch da-
mit wird sich auf Dauer an der Bildungs-
misere in Deutschland nichts ändern.
Es hilft nichts: die Schule ist ein Sanie-
rungsfall und das überall in den deutschen
Landen.
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„Nationale Bildungsstandards“ –
Teufelswerk oder Wundersalbe?
von Ulrich Vieluf

Der Berg kreißte und er gebar: 257 in den
Rang von Bildungsstandards gehobene
Kompetenzen. Über sie soll künftig verfü-
gen, wer den mittleren Schulabschluss zu
erwerben begehrt – allein in den Fächern
Deutsch, Mathematik und erste Fremd-
sprache (Englisch oder Französisch). Wei-
tere Kompetenzen werden zur-
zeit in den Naturwissenschaften
erschlossen. Sorgfältig katalogi-
siert finden sich diese Kompe-
tenzsammlungen in den frisch
veröffentlichten „Bildungsstan-
dards für den Mittleren Schul-
abschluss“, die die Kultusmini-
sterkonferenz in ihrer Sitzung am
4. Dezember 2003 in Bonn be-
schlossen hat. Mit diesem Be-
schluss soll der Anspruch einge-
löst werden, „auf nationaler Ebe-
ne einen wesentlichen Maßstab
zur individuellen Förderung,
aber auch zur Vergleichbarkeit
von Ergebnissen“ zu schaffen,
wie die entsprechende Presse-
mitteilung verheißt. Zugleich
zielten die Bildungsstandards,
„auf systematisches und vernetz-
tes Lernen“ und folgten „so dem
Prinzip des kumulativen
Kompetenzerwerbs“. 1

Dies freilich ist zunächst nicht
mehr als eine (An-) Forderung
an die schulisch moderierten Bildungs-
prozesse, die den Kompetenzerwerb ermög-
lichen sollen. Die bundeseinheitlich festge-
legten Standards als solche vermögen die
angestrebte Kumulativität des Lernens nicht
zu bewirken.
Die in Kraft gesetzten Kompetenzkataloge
sind derart umfassend, dass die in dem Ver-
einbarungstext festgehaltene Aussage, diese
bezögen sich (lediglich) auf einen Kernbereich
des jeweiligen Faches und würden den Schu-

ten, dem im Unterricht implementierten
und dem schließlich vom einzelnen Schüler
tatsächlich realisierten Curriculum eher zu
vergrößern denn zu verringern. Ist es heute
die „Stofffülle“, die angesichts begrenzter
Zeitkontingente zu den schulischen „Kern-
problemen“ zählt, wird es künftig die Viel-
falt der aufzubauenden Kompetenzen sein.
Der Anspruch, sich auf einen Kern über-
prüfbarer Kompetenzen zu begrenzen und
auf diese bezogene Mindeststandards zu for-
mulieren, hat sich im ersten Anlauf offen-
bar noch nicht durchsetzen lassen.
Dies mag dem Verfahren der Gewinnung
der Kompetenzkataloge geschuldet sein.
Laut Vereinbarungstext basieren sie auf
„fachspezifisch definierten Kompetenzmo-

dellen, die aus der Erfahrung der
Schulpraxis heraus entwickelt
wurden“ – unter Einbeziehung
„international anerkannter Stan-
dardmodelle“.3  Ein nahe liegender
alternativer Weg hätte darin beste-
hen können, ausformulierte Kom-
petenzmodelle empirisch zu über-
prüfen, indem der Aufbau und die
unterrichtliche Förderung der
Kompetenzen im Rahmen von
Längsschnittstudien beobachtet
worden wäre. Freilich, dies wäre in
wenigen Arbeitsgruppensitzungen
nicht zu leisten gewesen.
Dabei ist zu bedenken, dass die
derart aufgefächerten Bildungs-
standards nicht allein Zielvor-
gaben („erwartete Lernergebnis-
se“) sein sollen, sondern auch der
Schul- und Unterrichtsentwick-
lung dienen und „notwendige Pa-
rameter zur  externen und inter-
nen Evaluation“ bereitstellen sol-
len. Sie seien als „Bestandteile ei-
nes umfassenden Systems der

Qualitätssicherung“   zu verstehen: „Sie ver-
pflichten die Schulen einerseits zur Rechen-
schaftslegung über ihre Ergebnisse und sie
ermöglichen andererseits aber auch zugleich
mehr Eigenverantwortung der Schulen“ –
wie die letztjährige KMK-Präsidentin,
Staatsministerin Karin Wolff, zitiert wird. 4

Hier stellt sich die Frage, warum die im Jah-
re 1995 von der KMK beschlossenen „Stan-
dards für den Mittleren Schulabschluss“

len „Gestaltungsräume für ihre pädagogische
Arbeit“ geben2 , auf Skepsis stoßen muss. Lässt
sich der Erwerb von 100 Kompetenzen im
Fach Deutsch auf „mittlerem Anforderungs-
niveau“ in gerade einmal 1.800 Unterrichts-
stunden á 45 Minuten realistisch sichern bzw.
von 89 Kompetenzen in etwa 1.600 Mathe-
matikstunden oder von 68 Kompetenzen in
ca. 1.100 Englisch- oder Französischstunden,

die nach den geltenden Stundentafeln zur Ver-
fügung stehen? Rechnerisch stünden für den
Aufbau jeder einzelnen Kompetenz nicht
mehr als 16 bis 18 Unterrichtsstunden im
Verlaufe von zehn Schuljahren zur Verfügung.
Hier hat nicht – wie manch kritische Stimme
befürchtete – Reduktionismus die Feder ge-
führt, sondern das Prinzip der Vollständigkeit
Pate gestanden.
Damit laufen die Bildungsstandards Gefahr,
die Diskrepanzen zwischen dem intendier-



6    GESAMTSCHUL-KONTAKTE 1/2004

BILDUNGS-POLITIK

diese Funktionen – ausweislich u.a. der
PISA-Befunde – nicht haben erfüllen kön-
nen. Erklärungen gibt es hierfür viele: Sie
seien eher als Formelkompromiss ausgehan-
delt worden, destilliert aus den damals gül-
tigen Lehr- und Rahmenplänen. Ihr hoher
Abstraktionsgrad und der Verzicht auf eine
Konkretisierung durch Aufgabenbeispiele
hätten das Anforderungsniveau völlig offen
gelassen. Die bundesweite Einheitlichkeit
der Anforderungen sei eher beschworen
denn durchgesetzt worden.
Das ist diesmal anders. Die Länder sind
übereingekommen, „in landesweiten bzw.
länderübergreifenden Orientierungs- und
Vergleichsarbeiten oder in zentralen oder
dezentralen Prüfungen festzustellen, in wel-
chem Umfang die Standards erreicht wer-
den“. Darüber hinaus haben sich
die Kultusminister und -
ministerinnen ver-
pflichtet, die Stan-
dards und deren Ein-
haltung durch eine
von den Ländern ge-
meinsam beauftragte
wissenschaftliche Ein-
richtung überprüfen
und auf der Basis vali-
dierter Tests weiterentwik-
keln zu lassen.5

Nun kann man sich trefflich
darüber streiten, ob hier nicht
das Pferd vom Schwanz aufgezäumt wird,
indem für das Ende eines zehnjährigen Bil-
dungsgangs entworfene Standards zunächst
implementiert werden sollen, um hernach
zu prüfen, inwieweit sie eigentlich realisti-
sche Zielvorgaben darstellen. Teilweise müs-
sen die Lehr- bzw. Rahmenpläne angepasst
werden, es sind Lehrwerke und Unterrichts-
materialien zu erarbeiten, die die curricu-
laren Vorgaben in den Unterrichtsalltag
übersetzen, und schließlich müssen die
schulinternen Curricula mit Blick auf die
spezifischen Merkmale der jeweiligen Schü-
lerschaft festgelegt und hernach umgesetzt
werden. Ein solcher Implementations-
prozess ist voraussetzungsreich, zumal er auf
ein Bündel begleitender Maßnahmen ange-
wiesen ist, die ihrerseits vorbereitet sein
wollen. Daraus folgt: Um die anspruchsvol-
len Ziele, die mit der Einführung

kompetenzorientierter Bildungsstandards
verknüpft sind, erreichbar werden zu lassen,
bedarf es noch umfangreicher Vorarbeiten.

Ein „Blick über den Zaun“ mag die Proble-
me verdeutlichen, die es in der Folgezeit zu
lösen gilt. Denn auch unsere südlichen
Nachbarn sind mit der Einführung nationa-
ler Bildungsstandards befasst – die Schwei-
zer überlegen noch, die Österreicher sind
schon mitten in der Erprobung.
Zunächst die Schweiz: In einem viel beach-
teten Artikel, erschienen in der Neuen Zür-
cher Zeitung vom 30. 9. 2003, hat der
emeritierte Rektor und Ordinarius für
Wirtschafts-

pädagogik an der Universität St. Gallen,
Prof. Rolf Dubs, zwei Voraussetzungen be-
nannt, die vor der Einführung von Stan-
dards zu erfüllen seien: „Einerseits sind die
Funktion und die Ziele von Standards ein-
deutig festzulegen, damit Missverständnisse
über den Sinn und Nutzen dieses Konzep-
tes ausgeschlossen werden. Und andererseits
ist zu bestimmen, wie Standards in pädago-
gisch wertvoller Weise gestaltet werden, da-
mit sie weder zu schematischem Lernen ver-
leiten noch zur oberflächlichen Steuerung
eines bloß auf Wissen und Fertigkeiten oder
nur auf die Tests ausgerichteten Unterrichts
führen.“
Dabei seien unter anderem folgende Merk-
male guter Standards zu beachten: Stan-
dards sollten sich auf Kerncurricula bezie-
hen, die für die Entwicklung von
Schullehrplänen als strukturierende Grund-

lage und für die zeitliche Sequenzierung
dienen (staatlich vorgegebene Lehrpläne
würden Dubs zufolge überflüssig). Sie seien
sowohl im Hinblick auf die Lerninhalte als
auch auf die Zeit als Minimalstandards zu
konzipieren, damit die einzelnen Schulen
Freiräume für ihre selbst entwickelten
Schullehrpläne zur freien Ergänzung und
Profilierung hätten. Sie sollten sich auf
„strategisch wichtige Zeitpunkte“ beschrän-
ken, um „jede Übertreibung mit zu vielen
Tests“ zu vermeiden, und sie sollten sich an
allgemeinen Bildungszielen orientieren, die
im öffentlichen Diskurs zu legitimieren sei-
en, sowie an Kompetenzen, die prinzipiell

in Aufgaben umsetzbar
sein müssten und den
Lehrkräften alle metho-
dischen Gestaltungs-
freiheiten beließen, da-
mit die Standards nicht
zu einem Unterricht
führten, der nurmehr auf
Tests vorbereite.
In der Hinwendung zu
Bildungsstandards an
Stelle von Leistungsstan-
dards sieht Dubs die
Chance, Kompetenzen in
Verbindung mit Werten
und Lerninhalten zu defi-
nieren, die „von einer be-
gründeten Bildungsidee
und Bildungszielen“ aus-

gehen und über die Ebene einer bloß wis-
senschaftspropädeutischen und lebens-
praktischen Stufe einer Grundbildung hin-
ausgehen würden. Daher bedürfe es bei der
Entwicklung von Bildungsstandards einer
„fachdidaktischen Analyse, in welcher die
Lernprozesse sowohl im Hinblick auf die
fachliche Systematik als auch auf die Logik
des Wissenserwerbs sowie der Entwicklung
vielseitiger kognitiver, sozialer, affektiver
und volitionaler Kompetenzen analysiert
werden“. Zu Recht weist Dubs in diesem
Zusammenhang darauf hin, dass sowohl die
Entwicklung der den Bildungsstandards zu-
grunde zu legenden Kerncurricula als auch
die Formulierung pädagogisch wertvoller
Bildungsstandards noch großer Entwick-
lungsarbeiten bedürfen.
Einen anderen Weg hat das Nachbarland
Österreich beschritten. Hier wurde im
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Zukunftswerkstatt mit LehrerInnen, Eltern und SchülerInnen an der Gesamtschule Hagen-Haspe 1992

Herbst 2000 eine Steuerungsgruppe aus
Vertretern des Ministeriums, der Schulver-
waltungen aller Bundesländer, der Wissen-
schaft sowie des Zentrums für Schulent-
wicklung eingerichtet, die mit der Entwick-
lung von Standards für die Bereiche Lese-
kompetenz (insbesondere Leseverstehen),
mathematisches Grundverständnis, natur-
wissenschaftliches Grundverständnis und
Fremdsprachenkompetenz beauftragt wur-
de.6  Die zwischenzeitlich vorgelegten Stan-
dards konzentrieren sich auf das „Kern-
geschäft“ jeder Schule. Sie orientieren sich
eng an den Lehrplaninhalten und beschrei-
ben das, was an bestimmten Punkten der
Schullaufbahn (am Ende der Grundschule
und der Sekundarstufe I) an Wissen und
Kompetenzen verfügbar sein soll. Um ei-
nem „Teaching to the Test“ von vornherein
zu begegnen, wurden die Standards so be-
schrieben, dass den Lehrkräften Interpreta-
tions- und Umsetzungsspielräume erhalten
bleiben. Die Überprüfung ihrer Umsetzung
erfolgt durch die Lehrkräfte selbst.

Die Implementation der Standards erfolgt
im Rahmen einer Erprobungsphase, an der
die Lehrkräfte auf freiwilliger Basis teilneh-
men. Die Rückmeldungen und Anregun-
gen, die sich aus der praktischen Anwen-
dung ergeben, werden für die laufende Wei-
terentwicklung genutzt. Ein besonderes Au-
genmerk gilt dabei den vorgegebenen
Schwierigkeitsgraden und der damit einher-
gehenden grundsätzlichen Erreichbarkeit
der Standards. „Es geht darum“, heißt es in
einem Schreiben an die teilnehmenden
Lehrkräfte, die vorliegenden Standards „auf
ihre Eigenschaften als Reflexionshilfe,
Planungshilfe und Evaluationshilfe für den
Unterricht abzutasten und zu erheben, ob
und wie diese sich mit Ihrer Unterrichts-
arbeit und deren Ergebnissen decken bzw.
sich für Ihre eigene Standortbestimmung
eignen“.7  Die Standards sollten dabei auch
als Ansatz für die Selbstevaluation, sowohl
für Lehrende als auch für Lernende,
aufgefasst werden.

Für die Auswertung werden „Can-do-De-
skriptoren“ („Der Schüler/Die Schülerin
kann ...“ in Verbindung mit dem
Skalierungsschema: „trifft zu – trifft über-
wiegend zu – trifft eingeschränkt zu – trifft

noch nicht zu“) eingesetzt, die auch online
zur Verfügung stehen und so Schülerinnen
und Schülern, deren Eltern wie auch der
schulinteressierten Öffentlichkeit zugäng-
lich sind.8  Das zu erreichende Mindest-
niveau ist dabei unter Berücksichtigung
standortbezogener bzw. infrastruktureller
Voraussetzungen von den Lehrkräften selbst
zu definieren. Exemplarische Aufgabenstel-
lungen sollen konkrete Umsetzungs-
möglichkeiten illustrieren, keinesfalls aber
als verbindliche Musterbeispiele fungieren,
um dem Sinn und Zweck der Standards als
Orientierungshilfen für die offene
Unterrichtsplanung nicht entgegenzuste-
hen.

Beide Beispiele zeigen – bei allen Unter-
schieden in der Funktionsbestimmung (die
auf die unterschiedlichen Schulsysteme ver-
weisen, auf die sie bezogen sind) –, mit wel-
cher Behutsamkeit die Einführung von
Bildungsstandards als neues Element der
Qualitätsentwicklung in dem einen Fall ge-
fordert, in dem anderen Fall praktisch um-
gesetzt wird.

„Von den Nachbarn lernen“ könnte be-
deuten, die im Klieme-Gutachten9  ent-
worfene und in vielen Stellungnahmen zu
den Entwurfsfassungen angemahnte Siche-
rung der Anschlussfähigkeit der Bil-
dungsstandards an die aktuellen Entwick-
lungen in der so vielgestaltigen bundes-
deutschen Schullandschaft zu gewährlei-
sten. Das heißt zunächst, die Standards als
das zu nehmen, was sie gegenwärtig nur
sein können: ein Entwurf, der der systema-
tischen Erprobung und Weiterentwicklung
bedarf. Diese Erprobung sollte sorgfältig
vorbereitet sein, um den für die Qualitäts-
entwicklung sowohl auf der Systemebene
als auch auf der Ebene der Einzelschule er-
hofften Effekt nicht zu gefährden. Die er-
folgreiche Implementation – gestaltet als
ein erfahrungsoffener Prozess – bedarf der
Planung von Begleitmaßnahmen, die an
die vielerorts laufenden Schulentwick-
lungsprozesse anschließen. Sie bedarf
darüber hinaus der empirisch kontrollier-
ten Fortschreibung der zugrunde gelegten
Kompetenzmodelle, die sich an den fakti-
schen individuellen Erwerbsprozessen
orientiert.

Dies freilich ist Ländersache. Die Kultusmi-
nisterinnen und Kultusminister haben sich
zwar verpflichtet, die Standards zu
implementieren und zu überprüfen, in wel-
chem Umfang sie  erreicht werden, das Wie
aber ist offen gehalten. So heißt es in dem
von der KMK herausgegebenen Begleittext
„Entwicklung und Implementation von
Bildungsstandards“: „Vor allem die Unter-
stützungsstrukturen (Landesinstitute,
Schulämter usw.) müssen eine koordinierte
Planung in Gang setzen, die darauf abzielt,
zu überlegen, wie genau zukünftig die Rolle
der Bildungsstandards im System der
curricularen Steuerung aussehen soll.“10  Da
bietet es sich an, die Expertise und die prak-
tischen Erfahrungen der Kolleginnen und
Kollegen vor Ort als Grundlage für die be-
dachte Annäherung an das Ziel der best-
möglichen Förderung jedes einzelnen Schü-
lers und jeder einzelnen Schülerin mit ein-
zubeziehen.

Der Autor:
Ulrich Vieluf ist Leiter der Abteilung
„Qualitätsentwicklung und Standard-
sicherung“ am Landesinstitut für Lehrer-
bildung und Schulentwicklung, Hamburg
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Lehrerarbeitsplatz in einer schwedischen Schule

Deutsch-Unterricht in der Sekundarstufe I der
Hamburger Gesamtschulen

von
Renate Reuter-.Petri
Dr. Ingrid Röbbelen

Seit dem 1. August 2003 sind  in allen
Hamburger Schulformen  neue Rahmen-
pläne für das Fach Deutsch verbindliche
Grundlage für den Unterricht  und  die
Erziehung in der Sekundarstufe I.
Der neue Rahmenplan wurde von der gro-
ßen Mehrheit der Deutsch-Fachkonferen-
zen der Hamburger Gesamtschulen posi-
tiv angenommen, und die Arbeit am
Schulcurriculum begonnen. Allgemein be-
grüßt wurden die neuen Akzente des Ent-
wurfs, die bereits im September 2000 auf
einer Fachtagung vorgestellt und erörtert
worden waren. Im Wesentlichen ging es
um
– den integrativen Ansatz des Faches

Deutsch,
– den integrativen Grammatik-Unter-

richt,
– das Spiralcurriculum,
– Methodenkompetenz und
– Öffnung für fächerverbindendes Lernen

Von vielen Fachkonferenzen wurde auch
begrüßt, dass der Rahmenplan um Unter-
schied zu den bisherigen Lehrplänen für
die vier Arbeitsbereich verbindliche Vorga-
ben hinsichtlich der Inhalte, Kenntnisse
und Arbeitstechniken enthält und auch
die Anforderungen und Beurteilungskrite-
rien Ende Jahrgangsstufe 6 und Ende
Jahrgangsstufe 10 dezidiert formuliert. In
mehreren Stellungnahmen wird aber auch
deutlich auf stoffliche Überfrachtungen
des Entwurfs hingewiesen und eine Redu-
zierung verlangt.

Der Rahmenplan 2003 übernimmt in den
Didaktischen Grundsätzen die neuen Ak-
zente des Deutschunterrichts, die im
„Entwurf“ entwickelt worden sind. Nach

dem Regierungswechsel im September
2001 wurde – auch unter dem Eindruck
der PISA-Ergebnisse –  als weiteres Ziel
des Deutschunterrichts der Erwerb einer
vertieften  Lesekompetenz hinzugefügt:
„Der Erwerb einer vertieften Lesekompetenz
wird im Deutschunterricht durch Übung
und Reflexion intensiv gefördert.“

Die allgemeinen Aufgabenbeschreibungen
der vier Arbeitsbereiche und auch die Be-
nennung der zu erwerbenden Kenntnisse
werden weitgehend aus dem „Entwurf“
übernommen. Die wesentlichen Verände-
rungen für den Unterricht gehen von den
detaillierten Vorgaben für die Umsetzung
der einzelnen Aufgaben und die Modifi-
zierung der Anforderungen aus. Dazu ein
Beispiel:
Im „Entwurf“ hieß es für die Jahrgangs-
stufen 7-10: „Die Schülerinnen und Schü-
ler erwerben Kenntnisse über ... Ansätze
zu Literaturgeschichte in Verbindung mit
historischen Zusammenhängen; z.B. Ge-
staltungsunterschiede eines Themas in
themengleichen Gedichten verschiedener
Epochen ...“
Dazu werden im Rahmenplan für die
Jahrgangsstufen 9 und 10  folgende the-
matische Einheiten als Grundlage für ein
basales Verständnis literarischer Epochen
verbindlich  vorgeschrieben:

• Das Motiv „Liebe“ in ausgewählten Ge-
dichten verschiedener Epochen. Die
Auswahl der Gedichte muss sich auf
folgende Epochen beziehen (in der Re-
gel zwei Gedichte pro Epoche):
Mittelalter
Barock
Sturm und Drang
Romantik
Expressionismus
Gegenwart

• Der Aufstand gegen Konventionen in
der Zeit des Sturm und Drang

Ein Text. Es folgen Textanregungen, u.a.
Schiller: Der Verbrecher aus verlorener
Ehre
• Sozial- und Gesellschaftskritik in der

Literatur  des 19. und beginnenden 20.
Jahrhunderts

Zwei Texte. Textanregungen u.a.
Hoffmann: Das Fräulein von Scuderi
• Literarische Auseinandersetzung mit der

Jahrhundertwende, dem Ersten Welt-
krieg und seinen Folgen:

Ein Text. Textanregung u.a. Kafka: Die
Verwandlung, Das Urteil
• Auseinandersetzung mit dem National-

sozialismus
Zwei Texte. Textanregungen u.a. Ödön
von Horváth: Jugend ohne Gott;
Andersch Sansibar oder Der letzte Grund.

Fakultativ kann dann noch ein Projekt
„Literarische Kultur in Hamburg“ durch-
geführt und ggf. Niederdeutsch unterrich-
tet werden. Verbindlich ist darüber hinaus
die häusliche Lektüre von ein bis zwei
Texten der Weltliteratur (Textanregungen)
und ein bis zwei Texten aus der Zeit der
Jahrhundertwende bis zum Ende des er-
sten Weltkriegs. Außerdem können die
Schülerinnen und Schüler am Ende der
Jahrgangsstufe 10 „vier selbstgewählte Ge-
dichte auswendig (vortragen)“.

Was hier exemplarisch aus dem Arbeitsbe-
reich „Literatur, Sachtexte und Medien“
für die Jahrgangsstufen 9 und 10 vorge-
stellt worden ist, ließe sich in vergleichba-
rer Form für die Jahrgangsstufen 5 und 6
und 7 und 8. darlegen. Für die drei ande-
ren Arbeitsbereiche gibt es derartig detail-
lierte Vorgaben nicht; es ist im Wesentli-
chen bei dem Text des „Entwurfs“ geblie-
ben. Ein ursprünglich von der Behörde
gewünschter verbindlicher Lektürekanon
wurde von den Deutschkollegen im Rah-
menplanausschuss erfolgreich abgelehnt.

Die „Anforderungen und Beurteilungen“,
die der „Entwurf“ ausgewiesen hat, sind
an mehreren Stellen deutlich verschärft
worden. Dazu ein Beispiel Sachtexte Ende
Jahrgang 10. Der „Entwurf“ hat gefordert:
„Die Schülerinnen und Schüler können
Informationen, gedankliche Strukturen und
Standpunkte aus altersgemäßen Sachtex-
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ten und Sachbüchern entnehmen, sie ge-
ordnet wiedergeben, zielorientiert verwenden
und sich kritisch mit ihnen auseinander
setzen“ (kursiv= erweiterte Anforderun-
gen).

Daraus wird im Rahmenplan:
„Die Schülerinnen und Schüler können
unterschiedliche und komplexere Infor-
mationen (offene, verdeckte und zu bün-
delnde Sachverhalte), implizite Aussagen,
gedankliche Strukturen und Standpunkte
aus altersgemäßen Sachtexten einschließ-
lich Schaubildern, Tabellen und Sachbü-
chern entneh-
men, die gelese-
nen Zusammen-
hänge und Sach-
verhalte in ihr
Vorwissen einbe-
ziehen, damit
verknüpfen und
sie geordnet –
ggf. unter ver-
schiedenen
Aspekten gebün-
delt – wiederge-
ben. Die Schüle-
rinnen und
Schüler sind au-
ßerdem in der
Lage, die so ge-
wonnenen Infor-
mationen ziel-
orientiert – ggf.
unter Zuhilfe-
nahme weiterer,
selbstständig zu beschaffender Informatio-
nen – zu  verwenden und sich kritisch mit
ihnen auseinander setzen.“

Das ist PISA Lesekompetenzstufe I. Und
an der Gesamtschule wird dabei nicht zwi-
schen grundlegenden und erweiterten An-
forderungen unterschieden – nach dem
Rahmenplan.

Der Rahmenplan ist ein Zwitter. Auf der
einen Seite formuliert er Ziele und Didak-
tische Grundsätze, die einen für die Ge-
samtschule ertragreichen Unterricht er-
warten lassen, und auf der anderen Seite
schränkt er mit seinen detaillierten und
verbindlichen Vorgaben – insbesondere im

Arbeitsbereich „Literatur, Sachtexte und
Medien“ – die angestrebten unterrichtli-
chen Arbeitsformen erheblich ein.
Darauf bezieht sich die Sorge vieler Kollegi-
en. Die an Gesamtschulen mit ihrer hetero-
genen Schülerschaft praktizierten offeneren
Unterrichtsformen sollen individuelles Ler-
nen gewährleisten und erfordern bei der
Vorbereitung und der Durchführung grö-
ßeren Zeitaufwand als Frontalunterricht. Es
ist zu bezweifeln, dass die verpflichtende
Stofffülle noch Zeit und Ruhe für eigen-
ständiges Lernen bietet. Die Deutschlehrer
sorgen sich um die Qualität ihrer Arbeit

und um die angemessene Förderung aller
Schüler und Schülerinnen.

Die Veränderungen der  Rahmenbedin-
gungen  zum Schuljahrsbeginn 2003/
2004 haben die Situation des Deutsch-
unterrichts an Hamburger Gesamtschu-
len verschärft:   Ein  neues Arbeitszeit-
modell, rigorose Bedarfsreduzierungen
(mit einer erheblichen Vergrößerung der
Lerngruppen) im Gesamtschulbereich
seit dem Schuljahr 2002, eine neue Aus-
bildungsordnung und ein neues Schulge-
setz.

Der Rahmenplan gibt die häusliche Lek-
türe als Teil des verbindlichen Lesens vor:

Pro Halbjahr sind mindestens zwei längere
Werke zu lesen. Diese begrüßenswerte For-
derung  macht aber nur Sinn, wenn der
Lesende Rückmeldungen von seinem Leh-
rer oder seiner Lehrerin bekommt. Dazu
heißt es im Rahmenplan: „Die Kenntnis
der in häuslicher Lektüre gelesenen Texte
wird in Hausaufgabendurchsicht, Lese-
tagebuch, Beantwortung einer gezielten Fra-
gestellung, Buchempfehlung, Kurzreferat, ei-
gener Klappentext, schriftliche Ideenskizze,
kapitel- oder aktweise Inhaltsstichworte,
schriftliche Skizze einer Figur“ ... kontrol-
liert.  Es ist aber fraglich, wie angesichts

höherer Schüler-
frequenzen in
den Lerngrup-
pen und erhöh-
ter Unterricht-
verpflichtung
für die Lehrerin-
nen und Lehrer
diese zusätzli-
chen Aufgaben
angemessen zu
erledigen sind.

Mit den Rah-
menplänen än-
dern sich auch
die Formen der
Leistungsbeur-
teilung. Vorge-
schrieben sind
jetzt schulüber-
greifende Ver-
gleichsarbeiten

in den Jahrgangsstufe 6, 8 und 10, die
sich jeweils auf Kenntnisse und Fähigkeiten
möglichst vieler Arbeitsbereiche des Deutsch-
unterrichts beziehen müssen. Neu für
Hamburg ist auch, dass am Ende der
Sekundarstufe I  Abschlüsse nur noch
durch ein Abschlussverfahren oder eine
Prüfung vergeben werden. Dazu heißt es
in der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung: Die Aufgaben für die schriftliche Prü-
fung bestimmt die zuständige Behörde (zen-
trale Abschlussprüfung). Die Aufgaben ori-
entieren sich an den Standards der geltenden
Rahmenpläne.

Es wird   Aufgabe der Deutsch-Fachkon-
ferenzen  an den Gesamtschulen sein, die

Deutschunterricht: Präsentation der Arbeitsergebnisse
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verbindlichen Inhalte des Rahmenplanes
Deutsch umzusetzen, d.h. die bestehen-
den schulischen Jahrespläne zu überprü-
fen, anzupassen und die  Arbeitsformen
entsprechend zu bestimmen, denn der
Rahmenplan Deutsch ist verbindlich. Sei-
ne Anforderungen und Beurteilungskrite-
rien sind für das jeweilige Ende der
Jahrgangsstufen 6, 8 und 10 im Detail
festgelegt; ihre Einhaltung wird durch
Vergleichsarbeiten und ab 2004 auch
durch zentrale Abschlussprüfungen kon-
trolliert. Hohe Erwartungen verbinden die
Initiatoren mit diesen evaluierbaren Ver-
fahren. Die Schülerleistungen sollen
messbar steigen und die Arbeit der Lehr-
kräfte optimiert werden.

Bei diesen Aufgaben sind die Fachkon-
ferenzen der Hamburger Gesamtschulen
nicht allein auf sich gestellt. Die Landes-
fachausschüsse der Gesamtschulen, in de-
nen sich die Fachvertreter der Gesamt-
schulen regelmäßig treffen, beraten, aus-
tauschen und zusammenarbeiten, unter-
stützen dabei.  Auch unter den neuen  Be-
dingungen des Lehrerarbeitszeitmodells
sind noch Fachtage möglich.

Die Freiräume, die die bisherigen Lehr-
pläne und Richtlinien für die Hamburger
Gesamtschulen boten, sind von vielen
Schulen auch für schulspezifische Ausge-
staltungen des Deutschunterrichts genutzt
worden. Einzelne Gesamtschulen und
Fachkonferenzen reagieren auf die neue-
sten Entwicklungen im Hamburger
Gesamtschulwesen,  indem sie ihre schuli-
schen Reformprozesse weiter oder neu be-
treiben. Am Beispiel einiger Schulen soll
das hier gezeigt werden.

Ein wichtige  Frage in jedem Fach an Ge-
samtschulen ist immer, welchen Weg man
mit der Differenzierung einschlagen will.
Der Rahmenplan Deutsch und die Ausbil-
dungsordnung schreiben – wie auch in der
Vergangenheit – eine  äußere Leistungs-
differenzierung ab Jahrgangsstufe 7 oder
mit Beginn der Jahrgangsstufe 8 vor; die
äußere Fachleistungsdifferenzierung ist in
der Jahrgangsstufe 6 zulässig. Die Ham-
burger Vorgaben sind hier enger als die
der KMK, nach denen die äußere Fach-

leistungsdifferenzierung im Fach Deutsch
erst ab Jahrgangsstufe 9 verbindlich ist.
Die neue Hamburger Ausbildungs- und
Prüfungsordnung für Gesamtschulen sieht
gemäß der KMK-Vereinbarung von 1993
eine Öffnungsklausel vor:
(1) Äußere Leistungsdifferenzierung kann
klassenintern organisiert werden, wenn ein
besonderes didaktisches Konzept   (Diffe-
renzierungskonzept) vorliegt, das die Zu-
ordnung der Schülerleistungen zu den
zwei Anspruchsebenen..., die Ausgestal-
tung der inneren und äußeren Differenzie-
rung sowie den Zeitpunkt der äußeren
Differenzierung in den Fächern festlegt.
Satz 1 gilt nicht für Mathematik ab
Jahrgangsstufe 8.
(2) Differenzierungskonzepte nach Absatz
1 sind Teil des Schulprogramms und be-
dürfen der Genehmigung durch die zu-
ständige Behörde.

Damit ist die Möglichkeit eröffnet, dass
die Gesamtsschulen, die besondere Mo-
delle entwickelt haben, diese auch in der
Zukunft fortsetzen können. Und es ist zu
hoffen, dass weitere Gesamtschulen ver-
gleichbare Wege gehen.

Max-Brauer-Schule, Hamburg-Altona
Hier existiert seit fast 10 Jahren ein
„Deutschmodell“, mit dem versucht wird,
flexibler mit den Differenzierungsauflagen
umzugehen. Die Schüler und Schülerin-
nen werden entsprechend ihren Leistun-
gen den beiden Anspruchsebenen zuge-
ordnet, aber nicht getrennten Kursen zu-
gewiesen.

• Der Unterricht wird auch in den Jahr-
gangsstufen 8 bis 10 auf der Grundlage
des Klassenverbandes erteilt. Dabei sind
in Jahrgangsstufe 8 zwei von vier Stun-
den doppelt besetzt, in den Jahrgangs-
stufen 9 und 10 sind es zwei von drei
Stunden.

• Die genauere Organisation dieser Dop-
pelbesetzung kann flexibel gehandhabt
werden und richtet sich nach den dort
unterrichtenden Kollegen und Kolle-
ginnen und nach den Erfordernissen
und Bedürfnissen  der jeweiligen Lern-
gruppe: als echte Doppelbesetzung, als
Leistungsdifferenzierung, als heterogene

Teilung, abhängig von Thema, Interesse
der Schüler oder nach anderen Ge-
sichtspunkten, die sich aus der Arbeit
ergeben,  wie z.B. Betreuung von Grup-
penarbeit.

Das gilt für alle vier Arbeitsbereiche des
Deutschunterrichts. Das Modell ermög-
licht es, flexibel und  gezielt auf die unter-
schiedlichen Stärken und Schwächen der
Schüler und Schülerinnen in den vier Ar-
beitsbereichen einzugehen. Es erlaubt, ge-
genseitig befruchtendes Lernen in hetero-
genen Gruppen, aber auch die Bildung
homogenerer Gruppen. Eine der Voraus-
setzungen für das Gelingen des Modells ist
es, dass die Kolleginnen und Kollegen ih-
ren Unterricht konsequent koordinieren.

Nach den Befragungen und Auswertun-
gen, die der Fachvertreter der MBS  vorge-
nommen hat, äußerten sich die unterrich-
tenden Kollegen positiv über ihre Arbeit
mit dem Modell und geben an, dass ihre
Schüler und Schülerinnen  davon profitie-
ren. Ebenso äußert sich die  befragten
Schüler: sie sind davon überzeugt, dass sie
unter den Bedingungen des Deutsch-Mo-
dells mehr und besser lernen.
Mit dem Schuljahr 2003/2004 ist das
Deutschmodell im Schulprogramm festge-
schrieben und von der Schulaufsicht ge-
nehmigt worden.

Erich Kästner-Gesamtschule, Ham-
burg-Farmsen
Ein sehr ähnliches Konzept wie das
„Deutschmodell“ wird hier seit vielen  Jah-
ren praktiziert. Im Unterschied zur Max-
Brauer-Schule entscheiden hier jeweils die
Fachkolleginnen und -kollegen eines Jahr-
gangs, in welcher Form sie die flexible Dif-
ferenzierung handhaben und Stunden zur
Doppelbesetzung einsetzen wollen.

Eine Besonderheit der EKG ist der soge-
nannte Gesamtunterricht. An einem Tag
in der Woche ist für alle Klassen der Jahr-
gangstufen 5 bis 10 ein vierstündiger
Blockunterricht vorgesehen, in dem in
Projektform gearbeitet und Lernmethoden
und eigenständiges Arbeiten eingeübt wer-
den.  In den Blockunterricht gehen auch
Deutschstunden ein.



    GESAMTSCHUL-KONTAKTE 1/2004    11

FACHUNTERRICHT

Das Kollegium der EKG will diese Verbin-
dung von „Gesamtunterricht“ und „Deutsch-
modell“ auch in Zukunft fortsetzen.

GS Wilhelmsburg,
Hamburg-Wilhelmsburg
Die Gesamtschule Wilhelmsburg liegt in
einem Wohngebiet mit sehr hohem Aus-
länder-Anteil: 45-50 % der Schüler haben
Türkisch als Mut-
tersprache, 10-20
% haben weitere,
sehr unterschiedli-
che Mutterspra-
chen.
Seit fünf Jahren
gibt es an dieser
Schule einen Basis-
Lerner-Kurs
Deutsch für die
Jahrgänge 9 und
10. Neben vier II-
er-Kursen (Grund-
kursen) existiert ein
sehr großer I-er-
Kurs (Erweite-
rungskurs), aber
auch sehr kleiner
Basis-Lerner-Kurs
für Schüler fremder
Muttersprache, die
entweder spät nach
Deutschland ge-
kommen sind, keine  deutsche Grund-
schule besucht haben oder noch große
Probleme mit der deutschen Sprache ha-
ben. Sie  haben die gleichen Inhalte wie
ihre Mitschüler im II-er-Kurs, werden
aber nach der Methodik von Deutsch als
Zweitsprache von speziell ausgebildeten
Lehrern unterrichtet. Im Jahrgang 10
kommen sie in den normalen IIer-Kurs
und können dort in der Regel erfolgreich
arbeiten. Die Schüler sind mit diesen Kur-
sen ebenso zufrieden wie die Lehrer.

Probleme und Perspektiven
Vergleicht man die Auseinandersetzungen
um den Deutschunterricht, wie sie jetzt in
den Gesamtschulen geführt werden, mit
denen aus den 70er Jahren, so zeigt sich,
dass die Gesamtschule sich schrittweise
vom Schulversuch zur Regelschule entwik-
kelt hat. Es geht nicht mehr um grund-

sätzlich andere Inhalte für den Deutsch-
unterricht an den Gesamtschulen; es geht
nur noch um die Frage der Stofffülle.
Auch der Streit darüber, welcher Sprach-
code im Unterricht zur Norm zu setzen
ist, ist vorbei. Die Verwendung der hoch-
deutschen Allgemeinsprache ist unbestrit-
ten; die unterschiedlichen sozialen und
sprachlichen Erfahrungen der Schüler und

Schülerinnen (z.B. Jugendsprache, Sprach-
gewohnheiten, Dialekte)  ebenso wie ihre
Alltagserfahrungen und Erfahrungen mit
anderen Kulturen sollen aber thematisiert
werden. Ähnliches gilt für die Rechtschrei-
bung. Wie für andere Fächer gilt auch für
das Fach Deutsch, dass die Arbeitsformen
(Projektunterricht, Teamarbeit, Hand-
lungsorientierung u.a.), die vornehmlich
an Gesamtschulen entwickelt worden
sind, inzwischen von den Rahmenplänen
aller Schulformen übernommen werden.

Gesamtschulspezifisch bleibt die Ver-
pflichtung, die Durchlässigkeit zwischen
den beiden Anspruchsebenen bis zur
Jahrgangsstufe 10 zu gewährleisten, und
die Auseinandersetzung darüber, wie die
individuelle Förderung im Rahmen einer
heterogenen Lerngruppe optimal gelingen
kann. Die Probleme sind hier nicht viel

Projektarbeit im Deutschunterricht

anders als in den anderen Fächern. Zu
hoffen ist, dass die Ergebnisse der PISA-
Untersuchung die Diskussion darüber neu
beleben. Die Rücknahme der KMK-Auf-
lagen zur Differenzierung und zu den
Kursauflagen ist nur die eine Seite. Es
müssen auch hinreichend viele Kollegin-
nen und Kollegen gewonnen werden, die
Krücke äußere Fachleistungsdifferenzie-

rung abzulegen.
Die Bedingungen
dafür sind nicht
günstiger gewor-
den. Wie sich die
Einführung schul-
übergreifender Ver-
gleichsarbeiten und
zentraler Abschluss-
prüfungen auf diese
Bemühungen aus-
wirken wird, ist
noch nicht abzuse-
hen. Unterstützung
ist erforderlich
durch die Lehrer-
fortbildung, aber
auch durch die
schulübergreifende
Zusammenarbeit
der Fachkollegen
und -kolleginnen.
In Hamburg bietet
sich dafür der Lan-

desfachausschuss an, vorhandene Ansätze
in Fachkreisen bekannt zu machen und an-
zuregen, sie für andere Gesamtschulen zu
übernehmen.

Die Autorinnen:

Dr. Ingrid Röbbelen
ist am Hamburger Landesinstitut für Leh-
rerbildung und Schulentwicklung für den
Bereich „Deutsch“  (Lehrerfortbildung
Sek. I und II)  verantwortlich und unter-
richtet an der Gesamtschule Alter Teich-
weg.

Renate Reuter-Petri
ist als Fachseminarleiterin Deutsch für die
Ausbildung von Deutsch-Referendaren
am Landesinstitut Hamburg zuständig.
Sie unterrichtet seit 1981 an Hamburger
Gesamtschulen.
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Schule mit Courage –
Schule ohne Rassismus
von Gabi Zimmerer

Die Heinrich-Böll-Schule in Bruchköbel
(Main-Kinzig-Kreis), eine UNESCO-Pro-
jektschule,  wurde im Dezember 2002 im
Rahmen einer von Schülerinnen und
Schülern gestalteten Feier zur „Schule mit
Courage“ ernannt.

In ihren Schulprogramm betont die HBS
„das soziale, das interkulturelle und um-
weltbewusste Lernen in einer von gegen-
seitigem Respekt und Toleranz geprägten
Umgebung“. Ein Arbeitsschwerpunkt ist
das Soziale Lernen, angefangen mit Un-
terrichtseinheiten zur Stärkung der
Klassengemeinschaft im Jahrgang 5 über
des Eingangs- und Sensibilisierungs-
programm des Hessischen Landes-
instituts für Pädagogik  und das Lions-
Quest-Programm bis hin zu Mediation.
Eine Vernetzung der Aktivitäten von
Lehrern und Sozialpädagogen sowie die
Einbeziehung der Schüler ist für die
Schule formuliert.

In diesem Klima und vor dem
Hintergrund, dass Schülerinnen
und Schüler Diskriminierungen
und rassistisch motivierte Sprü-
che im Alltag nicht einfach
übersehen und ignorieren son-
dern aktiv dagegen angehen,
bildete sich 2001 eine Schüler-
initiative.

Vier Mädchen konnten viele
Mitschülerinnen und Mitschü-
ler von der Grundidee überzeu-
gen, dass alltägliche Anfeindun-
gen und rassistisch gefärbten
Bemerkungen nicht zum Alltag
der Schule gehören sollten. Die
Gruppe „Schule mit Courage –
Schule ohne Rassismus“ bildete

sich.  Die Jugendlichen erreichten, dass
70 % aller an der Schule Beschäftigten,
Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen
und Lehrer und die Schulverwaltung die-
sem Engagement folgten und es mit ihrer
Unterschrift bestätigten.
Die Gruppe erreichte durch Diskussio-
nen und Aufklärung, dass in allen Klas-
sen Unterschriften gesammelt wurden, in
denen sich die Schülerinnen und Schüler
verpflichteten, friedlich und tolerant mit-
einander umzugehen und rassistische und
verletzende Äußerungen zu unterlassen.
Während dieses Prozesses gab es neben
einer Vielzahl positiver Stimmen auch
Konflikte und Verweigerungen mit Be-
merkungen wie „das bringt ja doch
nichts“, „nein, das unterschreibe ich
nicht“ bis hin zum inneren Konflikt ei-
nes Fünftklässlers, der befürchtete, den
Ansprüchen der Erklärung selbst nicht
genügen zu können.
Ein erster großer Meilenstein war erreicht
– durch die Initiativer einiger weniger Ju-

gendlicher wurde das Thema zum Thema
der Schule. Die Initiatorinnen wurden im
Sommer 2003 von den Rotariern in
Bruchköbel geehrt.
Bei der Unterschriftenaktion und der Er-
nennung allein konnte es nicht bleiben.
Eine „Schule mit Courage“ muss sich kon-
tinuierlich mit Integration und friedli-
chem Miteinander beschäftigen und ver-
suchen, es täglich zu leben.

Aus der Gruppe bildete sich eine Arbeits-
gemeinschaft mit Schülerinnen und Schü-
lern aus den Jahrgängen 5-10. Sie treffen
sich regelmäßig, vermitteln in Konfliktfäl-
len und bereiten Aktionen zum Thema
„Schule mit Courage“ in den Klassen vor,
wie zum Beispiel am letzten UNESCO-
Projekttag. Durch ein gemeinsames Spiel
aufgerüttelt kam es angeregten Diskussio-
nen unter den Schülern mit dem „Schule
mit Courage“–Team. In vielen Räumen
hängt noch ihr Aufruf – „Seid aktiv,
mischt euch ein, schaut nach eurem eige-
nen Verhalten“.

            RASSISTISCH
                           K ONFLIKT
                           DULDEN
                    VORURTEILE
                  TOLER ANT
    BESCHIMPFUN G
                           R EGEL

Pyramide der Vielfalt
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Ein Teil der Gruppe nahm an einer
zweitägigen Fortbildung der Hessi-
schen Landeszentrale für politische Bil-
dung zum Thema „Gewalt und Rassis-
mus“ in Wiesbaden teil. Außerdem
konnten Vertreter der Gruppe in einem
Gespräch beim Bürgermeister der Stadt
Bruchköbel  Aufmerksamkeit und In-
teresse für ihr Anliegen wecken – Dis-
kriminierung gibt es überall, hinsehen,
nicht wegsehen, die schweigende
Mehrheit ist zu aktivieren. Sie wollen
Lehrerinnen und Lehrer, Eltern und
die Öffentlichkeit informieren und ak-
tivieren.

An allen Veranstaltungen und Festen
ist die Gruppe präsent um sich und
ihre Arbeit vorzustellen. Ihr Einmi-
schen im schulischen Alltag soll dazu
führen, dass radikale Tendenzen, die
auch im Tragen von Symbolen oder
Kleidung zum Ausdruck kommen,
nicht geduldet werden.

Zur Zeit bereitet die Gruppe eine neue
Unterschriftenaktion vor. Die Schulge-
meinde ist aufgefordert, ihr Engage-
ment und ihre Handlungsbereitschaft
erneut zu dokumentieren. Von allen ist
zumindest per Unterschrift ein Signal
erforderlich, die „Schule mit Courage –
Schule ohne Rassismus“ weiterleben zu
lassen. Wiederum müssen 70% aller
Beschäftigten dies dokumentieren.

Wir in der Heinrich-Böll-Schule sind
froh und ermutigt, dass Schülerinnen
und Schüler unser Schulprogramm tat-
sächlich bereit sind zu leben. Wir be-
mühen uns, die Initiative und Zivil-
courage Einzelner zu stärken. Wir hof-
fen dadurch, die schweigende Mehrheit
in größerem Ausmaß zu aktivem gesell-
schaftlich verantwortlichem Handeln
zu ermutigen und so dazu beizutragen,
dass das tägliche Miteinander nicht
durch destruktives Handeln einiger we-
niger beeinträchtigt wird.

Die Autorin:
Gabi Zimmerer ist Pädagogische
Leiterin der IGS Bruchköbel.

5. Gesamtschulgespräch 2004
Von Mittwoch, den 19.5.04, 18.00 Uhr bis Freitag, den 21.5.04, 15.00 Uhr

GGG, GEW und Landeselternrat NRW laden alle Interessierten herzlich
zum 5. Gesamtschulgespräch ein. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sel-
ber vereinbaren die Tagesordnung dieser Veranstaltung für sich, dadurch hat
sie sich zu einem der anregendsten und produktivsten Treffen von Gesamt-
schulfreunden und -freundinnen entwickelt. Wichtige Impulse haben hier
ihren Anfang genommen, zuletzt die Forderung nach Aufhebung der Ver-
pflichtung zur äußeren Differenzierung (s. regelmäßig die Berichte in den
Gesamtschulkontakten).

Die Formel lautet: „Die Anwesenden sind das Programm“. Die Kosten der Ta-
gung tragen die Teilnehmer und Teilnehmerinnen selber (als Fortbildung steuer-
lich absetzbar).

In 2004 findet das Gesamtschulgespräch in der Tagungsstätte Walberberg,
Rheindorfer Burgweg 39, 53332 Bornheim (südlich von Köln) statt.
Tel.: 02227/850. Die Kosten für die Vollpension betragen € 177.-.

Beim Erscheinen  dieser Ausgabe der Gesamtschulkontakte sind noch 5 Plätze
verfügbar. Sie werden vergeben in der Reihenfolge des Eingangs des Kosten-
beitrages.
Anmeldungen erfolgen über die Geschäftsstelle der GGG in Aurich. Von dort
erhalten Sie dann alle weiteren Informationen.

Selbstverständnis einer

Ich werde mich dafür einsetzen, dass es zu einer zentralen Aufgabe
meiner Schule wird nachhaltige und langfristige Projekte, Aktivitäten
und Initiativen zu entwickeln, um Diskriminierungen, insbesondere
Rassismus, zu überwinden.

Wenn an meiner Schule Gewalt, diskriminierende Äußerungen oder
Handlungen ausgeübt werden, wende ich mich dagegen und setze mich
dafür ein, dass wir in einer offenen Auseinandersetzung mit diesem Pro-
blem gemeinsam Wege finden, uns zukünftig einander zu achten.

Ich setze mich dafür ein, dass an meiner Schule ein mal pro Jahr ein
Projekt zum Thema Diskriminierungen durchgeführt wird, um lang-
fristig gegen jegliche Form von Diskriminierung, insbesondere Ras-
sismus, vorzugehen.

1

2

3

SCHULE    OHNE RASSISMUS

SCHULE    MIT COURAGE
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bauen. Die Versorgung mit Personal für
diese „Ganztagsschulen“  ist undurchsich-
tig und offensichtlich finanziell noch
nicht gesichert.

 Bremen
Die mit dem neuen Schulgesetz veränder-
te Schulstruktur im Lande Bremen hat zu
großer Verunsicherung in den Schulen ge-
führt.  Noch vor Inkrafttreten der Novelle
wurden die für Bremen neuen Regularien
erlassen: Empfehlungen zum Übergang in
die weiterführenden Schulen schon zum
Halbjahr des vierten Schuljahrs (bisher im
sechsten Schuljahr); Elternentscheidungen
für die Gesamtschule, die Sekundarschule
oder den gymnasialen Bildungsgang („Abi
nach 12“). Zentraler Elternbeirat, Ge-
samtschülervertretung,  GEW und GGG
kritisieren, dass die Abkehr von der Stu-
fenschule zur Mehrgliedrigkeit mit früh-
zeitiger Auslese nicht die angemessene Re-
aktion auf die Pisa- und Iglu-Ergebnisse
ist.

Als positiv bewertet die GGG, dass die
Bildungsdeputation inzwischen beschlos-
sen hat, drei Schulzentren in „Integrierte
Stadteilschulen“ (Gesamtschulen) zum
1.08.2004 umzuwandeln und  an zwei
Standorten Dependancen für bestehende
Gesamtschulen einzurichten, um bei er-
fahrungsgemäß hohen Anmeldezahlen
mehr Schülerinnen und Schüler aufneh-
men zu können.

Die Vorbereitung des Norddeutschen
Kongresses im September „EIGENSTÄN-
DIG LERNEN – ERFOLGREICH
LERNEN“ ist zentrales Thema im Vor-
stand und bei den Mitgliederversammlun-
gen.

 Brandenburg
Durch den Rückgang der Schülerzahlen,
die von der Grundschule nach Klasse 6 in
die Sekundarstufe I wechseln, kommt es
zu Schulschließungen und Schulzusam-
menlegungen. Neben diesem für Schulen
und Kollegien existenzgefährdendem zen-
tralen Problem befassen sich die Gremien
mit Fragen der ganztagsschulische Ange-

AUS DEN LÄNDERN

 Schleswig-Holstein
Homepage: http://ggg-sh.lernnetz.de

Die Strukturfrage wird in den „Regie-
rungsparteien“ nicht mehr tabuisiert. Be-
reits im Oktober des vergangenen Jahres
legten Bündnis 90/Die Grünen ein um-
fangreiches Konzept mit der Forderung
nach einer integrierten Sekundarstufe I
vor. Fast gleichzeitig entwickelte die Ar-
beitsgemeinschaft für Bildungsfragen in
der SPD ein vergleichbares Strukturmo-
dell. Der SSW fordert schon immer eine
„ungeteilte Schule“ für alle.

Als Konsequenz aus den PISA-Ergebnissen
wird die LehrerInnenbildung in Schleswig-
Holstein reformiert. Leider wird am Schul-
artbezug als strukturierendem Merkmal
festgehalten. Die Bedeutung der Ausbil-
dungsschulen wird auf Kosten bisher ver-
antwortlicher externer Studienleiter wesent-
lich gestärkt. Verbindliche Ausbildungs-
standards sollen qualitätssichernd wirken.

Die GGG hat  bildungspolitische  Run-
den mit „befreundeten“ Parteien und Ver-
bänden durchgeführt, mit den bildungs-
politische SprecherInnen der Landtags-
fraktionen der Grünen und der SPD, dem
SSW, der GEW, mit verdi, den Jusos in
der SPD und der LandesschülerInnenver-
tretung). Ein Aktionsbündnis für eine
konsequente Schulreform u.a. mit der
Forderung nach einer für alle SchülerIn-
nen gemeinsamen Sekundarstufe I bis
zum 15. Lebensjahr wurde gegründet. Für
Gesamtschuleltern findet im April ein
Wochenendseminar in der Gustav-Heine-
mann-Bildungsstätte in Malente statt.

Schleswig-Holstein wird die KMK-Verein-
barungen zu den Bildungsstandards für
den mittleren Schulabschluss umsetzen.
Nach Auffassung des Bildungsministeri-
ums knüpfen die Bildungsstandards an die
Vermittlung von Kompetenzen, so wie sie
die 1997/98 verabschiedeten neuen Lehr-
pläne fordern, an und setzen weitere Ak-
zente.  Eine Umsetzung soll über die

Fachkonferenzen an den Schulen erfolgen.
Unterstützend sollen ab Frühjahr 2004
Fortbildungsveranstaltungen angeboten
werden.

 Hamburg
Homepage: www.ggg-hamburg.de

Vor der Bürgerschaftswahl  steht das The-
ma Bildung bei allen Parteien an der er-
sten oder zweiten Stelle. CDU und FDP
wollen das gegliederte Schulsystem stär-
ken. Die SPD will integrierte Schul- und
Unterrichtsformen weiterentwickeln, das
Elternwahlrecht aber beibehalten. Die
GAL strebt eine neunjährige Schule für
alle an, auf die eine dreijährige Oberstufe
aufbaut.

Die Hamburger Handwerkskammer hat
einen ähnlichen Beschluss zur Schulstruk-
tur gefasst wie der  Handwerkertag in Ba-
den-Württemberg.

Der neue Landesvorstand beteiligt sich an
den Aktionen des Bündnisses  „Gesamt-
schule gut für alle!“. Mit den Bildungs-
expertinnen von SPD (Britta Ernst) und
GAL (Christa Goetsch) wurden Gesprä-
che zum Thema: Gesamtschule nach der
Bürgerschaftswahl geführt. Dabei habe sie
u.a.  zugesagt, die Forderungen der GGG
nach Abschaffung der KMK-Vereinbarung
über den Zwang zur äußeren Differenzie-
rung zu unterstützen und im Rahmen der
KMK zu vertreten.

Mit Beginn des Schuljahres 2003 ist die
Verkürzung der Schulzeit  in Gymnasien
und kooperativen GS eingeführt worden,
gilt also ab Jahrgang 5 in 2003/2004. In
integrierten GS wird weiter nach 13 Ab-
itur gemacht.. Der Senat in Hamburg, da-
mals noch Bildungssenator Lange, hat
wegen dieser Verkürzung der Schulzeit
und der damit einhergehenden höheren
wöchentlichen Stundenzahl Gelder aus
dem Ganztagsschulprogramm des Bundes
hauptsächlich den Gymnasien zugeschla-
gen. Dadurch können diese „Kantinen“
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bote, den KMK Vereinbarungen zu den
Bildungsstandards und dem Abitur nach
12 Jahren.
Die GGG  arbeitet mit in der Initiative
„Eine Schule für alle Kinder“.
Ein besonderes Thema der Mitgliederver-
sammlung ist die Diskussion der Frage
„Zusammenlegung der Landesverbände
Berlin und Brandenburg“.

 Thüringen
Im Bundesland Thüringen steht die Re-
form der Regelschule im Mittelpunkt der
Auseinandersetzungen. Eine Minimierung
der äußeren Fachleistungsdifferenzierung
ist auch hier Forderung der GGG. Wie
die Ganztagsbetreuung zu regeln ist und
welche Folgen der Rückgang der Schüler-
zahlen haben wird, ist Diskussionsgegen-
stand an den Schulen.
Die GGG bietet am Thüringer Gesamt-
schultag an der Freien Ganztagsschule
Milda am 25. und 26.03.2004 Gelegen-
heit sich auch diesen Problemen auseinan-
der zusetzen.

 Sachsen-Anhalt
In Sachsen-Anhalt  ist das große Schul-
sterben ausgebrochen; in Magdeburg wird
es in Zukunft nur noch 4 von 7 kommu-
nalen Gymnasien geben, der Zulauf zu
den integrierten Gesamtschulen hält dage-
gen unverändert an. Das ist sicherlich
auch ein Ergebnis der „Tage der offenen
Tür“ und der Werbeveranstaltungen an
den Grundschulen zur Einschulung des
künftigen Jahrgangs 5 an den Gesamt-
schulen.

Für die IGS „Willy Brandt“ haben sich
bei verordneter Vierzügigkeit bereits 130
Eltern für einen Besuch ihres Kindes ent-
schieden. Die IGS „Regine Hildebrandt“
kann bisher ebenfalls 4 Klassen aufneh-
men, geplant sind sieben Klassen. Anmel-
deschluss ist Ende Februar.
Obwohl das Abitur laut Schulgesetz an
den IGS nach 13 Schuljahren erworben
wird,   werden auch 9. Klasse eingerichtet,
in denen nach den Rahmenrichtlinien des
Gymnasiums unterrichtet wird, so dass
ein Abitur nach 12 Jahren  möglich ist.

An der äußeren Fachleistungsdifferenzie-
rung wird von Seiten des Kultusministeri-
ums nicht gerüttelt. Es gibt aber nach je-
der Landtagswahl neue Verordnungen u.a.
über Kopfnoten, Zensierung usw..

 Niedersachsen
Die neue unionsgeführte Landesregie-
rung hat mit der Novellierung des Schul-
gesetzes massive Einschränkungen für
Gesamtschulen eingeleitet. Als weder ge-
recht noch zukunftsorientiert haben die
Schulleitungen der niedersächsischen Ge-
samtschulen die Erlassentwürfe auf einer
Fachtagung der GGG in der IGS Hanno-
ver-Mühlenberg bewertet und  fordern
eine grundsätzliche Überarbeitung der
Entwürfe und die Berücksichtigung u.a.
folgender Punkte für die Gesamtschulen:

„– Aufrechterhaltung des bisherigen Ange-
bots im Wahlpflichtunterricht und Schaf-
fung von Möglichkeiten die 2. Fremdspra-
che ab Klasse 6 wie an den Realschulen im
Wahlpflichtunterricht anzubieten; ...
– Länge der Eingangsphase, Anzahl von
Projekttagen und Gestaltung des Metho-
denkonzepts können von der Schule ei-
genverantwortlich geregelt werden, ...

– Für die nach Jahrgängen gegliederte
KGS ist der Anteil des zweigübergreifen-
den Unterrichts deutlich zu erhöhen;
– Die Unterrichtsversorgung reicht für
den Wahlpflichtunterricht, für den Fach-
leistungsunterricht und für den Unterricht
in den technischen Fächern nicht aus; eine
Anhebung der Lehrerstunden entspre-
chend den Angeboten ist vorzusehen;
– Besonders gravierend ist die Lehrers-
tundenkürzung für Ganztags-
gesamtschulen um bis zu 30%; die
Lehrerstundenzuweisung, die für
Ganztagshauptschulen gilt, muss auch
auf die Gesamtschulen übertragen wer-
den; ...
– Nimmt man die Schülerzahlen für eine
vierzügige oder sechszügige Gesamtschu-
le, dann würde bei einer Verteilung dieser
Schülerschaft auf  Hauptschule, Real-
schule und Gymnasium jeweils eine Klas-
se mehr gebildet; es entsteht ein zusätzli-
cher Bedarf an Lehrerstunden, der an

Gesamtschulen eingespart wird; diese
Ungerechtigkeit ist nur dadurch zu behe-
ben, dass Schulen, die in ihren Klassen
die Schülerhöchstzahlen erreichen, ein
Zuschlag an Lehrerstunden gewährt
wird.“

 Saarland
Das Jahr 2004 ist Wahljahr im Saarland.
In dem bildungspolitischen Papier  „Bil-
dungschancen verbessern – Qualität stei-
gern“ von Heiko Maas, mit dem die SPD
das Jahr eröffnet hat, wird der System-
wechsel „Integration statt Selektion“ ge-
fordert  jedoch trotz kleiner Schritte in die
richtige Richtung  sind die Vorschläge
nicht konsequent zu Ende gedacht.

Die GGG wird sich in die bildungspoliti-
sche Diskussion einmischen, z.B. mit der
Forderung nach Einrichtung einer weite-
ren Gesamtschule im Bereich Saarbrücken
– Bedarf ist gegeben – und der Unterstüt-
zung des  Ausbaus von Ganztagsschulen
(im Saarland gibt es nur eine einzige wei-
terführende Schule als Ganztagsschule, 14
der 15 Gesamtschulen sind Halbtagsschu-
len!), beide Anträge wurden von der Mit-
gliederversammlung am 30.01.04 be-
schlossen.

Auch der  Gesamtschultag am 19.03.03 in
der Gesamtschule Orscholz unter dem
Motto „Gesamtschule – Schule in Bewe-
gung“ wird hierzu ein Zeichen setzen. Ne-
ben einem vielfältigen Programm von
Workshops u.ä. steht im Zentrum die
Auseinandersetzung mit den Vorstellun-
gen der Wirtschaft über eine Weiterent-
wicklung des Bildungswesens. Hauptrefe-
rentin ist  Frau Ekatarina Kouli, Stuttgart,
die die Vorstellungen des Baden-Würt-
tembergischen Handwerkstags nach PISA
erläutert und in öffentlicher Gesprächs-
runde diskutiert.

Das Lehrer-Eltern-Seminar zum Thema
„Benimmunterricht“ musste  kurzfristig
verschoben werden: Die Referentin, die in
der „Benimmkommission“ mitverantwort-
lich tätig ist, durfte trotz vorher gegebener
Zusage zu diesem Zeitpunkt nicht vor
GGGlern sprechen.
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 Nordrhein-Westfalen
Homepage: www.ggg-nrw.de

Der Landesvorstand hat ein Grundsatz-
papier erarbeitet, um bei aktuell angefor-
derten Stellungnahmen wie z.B. zum
neuen Schulgesetz oder zum Problemfeld
„Abitur nach 12 Jahren“ entsprechend zu
agieren und zu reagieren.

Zur Diskussion um die Standards heißt
es u.a.: „Alle Schülerinnen und Schüler
haben das Recht, die Ziele von Unter-
richt und Erziehung im deutschen Schul-
wesen zu erreichen. Standards beschrei-
ben – einheitlich für alle Schulformen! –
Basisqualifikationen und damit die fun-
damentale Aufgabe des Schulwesens.
Standards dürfen nicht als Selektions-
instrument missbraucht werden, es ist
vielmehr die Aufgabe jeder einzelnen
Schule, dafür zu sorgen, dass möglichst
alle Schülerinnen und Schüler diese
Basisqualifikation erreichen...“ und zu
den Finanzen:
„ ... die Verteilung der Mittel muss in-
nerhalb des Schulwesens „auf die Füße“
gestellt werden: Die bessere Ausstattung
der Sekundarstufe II im Vergleich zu Pri-
marstufe und Sekundarstufe I ist nicht
länger vertretbar. Mittelzuweisung und
schulinterne Verteilung der Ressourcen
müssen auf die Ziele hin legitimiert wer-
den.“
Die Position zur Ganztagsschule „Schule
kann in Ganztagsform wesentlich wirksa-
mer ihrem Bildungsauftrag nachkom-
men. Eine Reduzierung auf bloße Be-
treuung wird abgelehnt“ warnt vor der
Beliebigkeit der „Offenen Ganztagsschu-
len“.

Auch zur Frage der Schulbesuchszeit in
den Sekundarstufen I und II sind die
Aussagen klar: „Die Durchlässigkeit des
Schulwesens in der Sekundarstufe I muss
ausgebaut werden. „Sitzen bleiben“ wird
aus pädagogischen und ökonomischen
Gründen aufgehoben und durch ange-
messene Förderprogramme ersetzt.
Schulformwechsel „nach unten“ wird
nicht mehr möglich sein. Eine frühe
Festlegung auf bestimmte Abschlüsse ist

AUS DEN LÄNDERN

In Planung sind weiter die üblichen zwei
Schülerseminare sowie die Herbsttagung
der Schulleitungen an Gesamtschulen.
Darüber hinaus wird, in Abstimmung mit
der GGG-Bund, ein Schwerpunkt der
Vorstandsarbeit die Mitgliederwerbung
sein. Die Telefonaktion für Neumitglieder
wurde positiv aufgenommen.

 Hessen
Homepage: www.ggg-hessen.de

Die gut besuchte Mitgliederversammlung
und Herbsttagung des Landesverbandes
Hessen am 15.11.03 in der Erich-Kästner-
Gesamtschule in Darmstadt beschäftigte
sich intensiv mit der aktuellen Diskussion
um Bildungsstandards. Referenten waren
Frieder Bechberger-Derscheidt aus dem
MBFJ Rheinland-Pfalz und Dr. Ursula
Dörger aus dem Kultusministerium in
Hessen. Dabei wurde große Übereinstim-
mung hinsichtlich der Frage der Standards
erreicht: Für die GGG Hessen ist es un-
verzichtbar, statt Regelstandards Mindest-
standards als Zielvorgabe für die Schulen
zu beschließen. Mindeststandards definie-
ren, was alle Schüler und Schülerinnen als
gemeinsamen Grundbestand von fachli-
cher Bildung erlernen sollen; Regelstan-
dards kalkulieren von Anfang an ein, dass
ein Teil der Schüler und Schülerinnen er-
folglos bleiben.

 Sachsen
Homepage: www.ggg-sachsen.de

Sachsen hat seit dem 15.01.04 ein neues
Schulgesetz; Ganztagsschulen und Schu-
len mit Ganztagsangeboten sind als
Schulversuche angelaufen, die Anzahl ist
sehr gering.
Für alle Schularten sind neue Lehrpläne in
Vorbereitung.

Der GGG-Landesvorstand setzt sich mit
den Veränderungen für die Schulen ver-
bundenen Problemen auseinander.
Über die von der KMK vereinbarten
Bildungsstandards arbeitet die GGG mit
der GEW-Fachgruppe und dem Referat B
zusammen.

sachlich unangemessen.“ – „Die durch-
schnittliche Schulzeit bis zur allgemeinen
Hochschulreife von derzeit etwa 131/2

Jahren (unter Berücksichtigung von
Rückstufung und Wiederholung) ist zu
lang und muss reduziert werden. Förder-
programme und Zusatzkurse können ein
früheres Abitur ermöglichen; besondere
„Züge“ sind hierfür nicht notwendig und
beinträchtigen die Durchlässigkeit des
Schulwesens. Vereinbarungen über Min-
dest-Unterrichtszeiten sind überflüssig
und sachlich nicht begründet.”

Der vollständige Wortlaut kann im
Internet unter
http://www.ggg-nrw.de/GGG/GGG.
html
eingesehen und heruntergeladen werden.

 Rheinland-Pfalz
Die Landesregierung Rheinland-Pfalz mit
ihrer SPD/FDP-geführten Mehrheit hat
einen neuen Schulgesetzentwurf vorgelegt.
Unter Federführung des Ministeriums für
Bildung, Frauen und Jugend strebt sie
eine Harmonisierung des seit 1975 beste-
henden und inzwischen zwölfmal geän-
derten Schulgesetzes an.

Neue Schwerpunkte des neuen Schulge-
setzes (SchulG) sind:

• Selbständigkeit der Schule. Die bisheri-
gen Regelungen sollen ersetzt werden
durch einen gesetzlichen Rahmen für
eine pädagogische, personale und wirt-
schshaftliche Eigenständigkeit der
Schulen. „Das Gesetz setzt den Rahmen
für die Delegation dienst- und arbeits-
rechtlicher Zuständigkeiten auf Schul-
leiterinnen und Schulleiter (Anmer-
kung: vielfach bisher bei der Schulauf-
sicht).“ s. Vorblatt zum Gesetzesentwurf
www.mbfj.rlp.de/aktuell/index.
phb3#anch351”

• Schulentwicklung und Qualitätssiche-
rung: Dies schreibt die nach der PISA-
Veröffentlichungen begonnen Maßnah-
men fort. Die Schulen werden ver-
pflichtet, eigene Qualitätsfortschritts-
programme  zu entwickeln. Gleichzeitig
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werden sie verpflichtet, an nationalen
und internationalen Überprüfungen
teilzunehmen.

• Die „neue“ Ganztagsschule wird in das
Schulgesetz aufgenommen. In einem
Fünfjahresplan schafft die Landesregie-
rung 300 neue Ganztagsschulen. Das
Ganztagesangebot bezieht schulische
und außerschulische Träger ein. Es ist
ein – für die Eltern und ihre Kinder -
freiwilliges Angebot. Neben Haussauf-
gabenbetreuungen müssen die beantra-
genden Schulen auch andere Angebote
machen, um in dieses Programm aufge-
nommen zu werden: z.B. themen-
bezogene Projekte, unterrichtsbezogene
Ergänzungen, individuelle Förderung
und Freizeitgestaltung.

• Strukturelle Weiterentwicklung der be-
rufsbildenden Schulen: „Berufsbildende
Schulen sollen als weiterführende und
berufsqualifizierende Lernorte bei wei-
testgehender Durchlässigkeit innerhalb
der Schulformen und Bildungsgänge
darauf ausgerichtet werden Schlüssel-
qualifikationen, die sich den wandeln-
den Arbeits- und Kompetenzanfor-
derungen ergeben, zu vermitteln.” (s.
Vorblatt)

Ergänzend zu dem von den Regierungs-
fraktionen vorgelegten Schulgesetzentwurf
liegt ein Antrag der CDU-Fraktion vor.
Hierin wird gefordert, das Abitur nach 12
Schuljahren abzulegen.

Aus Sicht der GGG im Landesverband
Rheinland-Pfalz ist eine Neufassung auf
Grund der zahlreichen Änderungen drin-
gend notwendig. Positiv bewerten wir die
Initativen zu einen flächendeckenden
Ganztagsschule. Sie ergänzt das schulische
Vormittagsangebot durch zahlreiche ande-
re Möglichkeiten, bietet damit vielfältige
Anregungen in Bereichen, die im
Halbtagsangebot unberücksichtig bleiben
müssen, fördert das intensivere gemeinsa-
me Lernen und Erfahren in der Schule
und trägt gesellschaftlichen Entwicklun-
gen Rechnung, in dem sie für Schülerin-
nen und Schüler Förder- und Anregungs-
potentiale bereitstellt. Wir erwarten, dass

die eingerichteten Ganztagsschulen auf
Dauer, und nicht nur in der Aufbauphase,
auf die zugesicherten Ressourcen zugreifen
können. Wünschenswert ist, dass diese In-
itiative weiter verfolgt wird, damit – ne-
ben den 300, nach dem neuen Konzept –
eingerichteten Schulen weitere, der mehr
als 1600 Schulen im Land dieses Angebot
ihren Schülerinnen und Schülern bereit-
stellen können.
Auch die Verankerung des „Gemeinsamen
Unterrichts beeinträchtigter und nicht-
beeinträchtiger Schülerinnen und Schü-
ler“ wird begrüßt. Wir erwarten hier, dass
in Kooperation mit den beteiligten
Schulträgern weitere Angebote geschaffen
werden mit dem Ziel, dass alle Eltern mit
ihren Kindern dieses Angebot wahrneh-
men können. Im Bereich der „Berufsbil-
denden Schulen“ sind – über die beste-
henden Maßnahmen hinaus – Bildungs-
gänge zu schaffen, die benachteiligten Ju-
gendlichen besondere Förderung und den
Einstieg in ein qualifiziertes Arbeitsleben
ermöglichen.

Die GGG hält die Anforderung des
Schulgesetzes nach mindestens Vier-
zügigkeit der Gesamtschulen in einem
Flächenland wie Rheinland-Pfalz für un-
angemessen. Aus unserer Sicht kann auch
in dreizügigen Gesamtschulen eine quali-
fizierte, an den heterogenen Interessen ori-
entierte Unterrichtsarbeit geleistet werden.
Darüber hinaus fordern wir, dass – neben
den Landkreisen und kreisfreien Städten –
auch Verbandsgemeinden Träger von Ge-
samtschulen sein können. Diese haben oft
ein größeres Interesse, ein umfassendes
Schulangebot wohnortnah vorzuhalten als
die übergeordnete Kreisverwaltung.

Aus Sicht der GGG wäre es ferner not-
wendig, das breitgestreute Angebot koope-
rativen Schulformen zu reduzieren mit
Blick auf mehr Integration und gemeinsa-
mes Lernen, dies auch unter Berücksichti-
gung internationaler Forschungsergebnis-
se.
Schulische Evaluation als Qualitätsmana-
gement ist sicher richtig und wichtig. Es
darf dabei allerdings nicht zu Ranking-
Verfahren kommen. Die Qualitätsent-
wicklung muss die Ausgangsvorausset-

zungen der jeweiligen Schulen und die er-
reichten Entwicklungsschritte berücksich-
tigen.

Mit der Neufassung des Schulgesetzes hät-
te sich die Chance ergeben, die Vielzahl
der Verwaltungsverordnungen neu zu re-
geln und einzelnen Bestimmungen höhe-
res Gewicht zu verleihen. Bedeutsame
Entscheidungen bleiben – auch nach dem
neuen Schulgesetz – bei der exekutiven
Gewalt (also dem Bildungsministerium)
und können nur indirekt von der legislati-
ven Gewalt (sprich dem von dem Souve-
rän legitimierten Parlament) verändert
werden. Hier bleibt der Regierungsent-
wurf deutlich hinter positiven Ansätzen
eines von der Oppositionspartei Bünd-
nis90/Die Grünen vorgelegten Gesetzes-
entwurf zurück. Nicht nachzuvollziehen
ist dabei, dass beamtenrechtliche Regelun-
gen in das Schulgesetz aufgenommen wer-
den sollen, andere, aber für die Schule be-
deutsame, Regelungen in Schulordnungen
und anderen Verwaltungsvorschriften ge-
regelt werden.

Die Verkürzung der Schulzeit auf 12 Jahre
bis zum Abitur – wie von der CDU gefor-
dert – wird von der GGG abgelehnt. In
Rheinland-Pfalz wird das Abitur bereits
jetzt nach 12 _ Jahren abgelegt. Eine
zwölfjährige Schulzeit würde den Lei-
stungsdruck unangemessen verschärfen,
ohne allen Jugendlichen gleichzeitig besse-
re Chancen in das Berufsleben zu eröff-
nen. Da das von der CDU vorgeschlagene
Verfahren auch Veränderungen in den
Klassenstufen der Sek I erfordert, würden
Schülerinnen und Schüler, die nicht an ei-
nem Gymnasium unterrichtet werden, zu-
sätzlich benachteiligt: an Gesamtschulen
müsste die Organisationsstruktur – zum
Nachteil derjenigen Schülerinnen und
Schüler – verändert werden, die einen an-
deren Bildungsabschluss als das Abitur an-
streben. Ferner würden Jugendliche, die
über andere Schulsysteme des gegliederten
Systems ihre Oberstufenqualifikation er-
werben, mit zusätzlichen Anforderungen
konfrontiert. Daher kann dieser Vorschlag
von der GGG nicht befürwortet werden.

Redaktion: Wolfgang Vogel
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am 20.03.2004, 11.00 – 16.30 Uhr
in der Peter-Weiss-Gesamtschule,
Unna
Herderstr. 16, 59423 Unna
Tel.: 02303 / 254510.

Zwei Schwerpunkte stehen im Mittel-
punkt der GGG-Arbeit 2004:

1. Wir wollen mehr Mitglieder gewinnen
und neue Aktive in die politische Arbeit
für ein gemeinsames Schulsystem der
Förderung einbeziehen.

2. Wir wollen erreichen, dass Gesamtschu-
len das Recht und die Freiheit erhalten,
rechtsgültige Schulabschlüsse zu verge-
ben, ohne zu äußerer Fachleistungs-
differenzierung gezwungen zu sein. Ge-
samtschulen sollen sich ohne institutio-
nelle Behinderung zu integrativ arbei-
tenden Schulen der individuellen För-
derung aller Kinder entwickeln dürfen.

Dies sind auch die Themen der diesjähri-
gen zentralen Tagung der GGG am
20.3.04.

Der Bundesvorstand lädt alle GGG-Mit-
glieder herzlich zur Teilnahme am Vormit-
tag ein.

11.00 – 12.30 Uhr
Mitgliederversammlung der GGG

Tagesordnung
1. Eröffnung der Versammlung
2. Wahl der Versammlungsleitung und

der Mandatsprüfungskommission
3. Bestellung der Protokollant(inn)en
4. Genehmigung / Änderung der Tages-

ordnung
5. Genehmigung / Änderung des Proto-

kolls der MV 2003

6. Bericht des Bundesvorstandes
7. Kassenbericht 2003
8. Revisionsbericht 2003
9. Aussprache zu den Berichten
10. Entlastung des Bundesvorstandes
11. Schwerpunkte der Vorstandsarbeit

2003/05
12. Anträge (Antragsschluss: 31.1.2004)
13. Verschiedenes

Mittagspause: 12.30 – 13.30 Uhr

13.30 – 16.30 Uhr
Öffentliche Veranstaltung der GGG

Unter dem Thema

Es geht auch ohne verordnete Diffe-
renzierung – Gesamtschulen präsen-
tieren ihre Praxis

setzt die GGG damit ihre Aktion „Aufhe-
bung der KMK-Beschlüsse“ fort.
Gesamtschulen aus fünf Bundesländern
zeigen ihre Praxis. Sie haben Lösungen ge-
funden, auch in den Hauptfächern die äu-
ßere Fachleistungsdifferenzierung erst spä-
ter beginnen zu lassen.

Aus Hamburg: die IGS Bergstedt mit
klasseninternen Lerngruppen in Englisch
in Jahrgang 7

Aus Niedersachsen: die IGS Göttingen –
Geismar. Göttingen-Geismar wurde in
1982 in die „Sonderliste“ aufgenommen
und ist nicht zu Fachleistungsdifferenzie-
rung verpflichtet. Die Schule arbeitet in
allen Fächern und Jahrgängen ohne Fach-
leistungskurse.

Aus Nordrhein-Westfalen: die Gesamt-
schule Wuppertal-Barmen mit klassen-
internen Lerngruppen in Mathematik in

Jahrgang 7 und in einer Klasse Englisch
in Jahrgang 7.

Aus Hessen: die IGS Kastellstraße mit
klasseninternen Lerngruppen in Englisch
in Jahrgang 7, Mathematik in Jahrgang 7
und 8, in Naturwissenschaften in Jahr-
gang 9 und in Deutsch bis Klasse 10.

Aus Rheinland-Pfalz: die IGS Koblenz-
Pollenfeld.

Experten und Expertinnen aus diesen
Schulen erläutern an Hand von Darstel-
lungen
• Die von ihnen gewählte Struktur
• Die Begründung
• Die gemachten Erfahrungen
• Den „Preis“ des Modells
• Ihre Schlussfolgerungen

Das Programm am Nachmittag
1. Eröffnung und Begrüßung
2. Ingrid Wenzler: Einleitung in die The-

matik
3. Ulrich Thünken: Die äußere

Leistungsdifferenzierung abbauen!
Das Mitglied der GGG, Ministerialrat
Ulrich Thünken (Ministerium für Bil-
dung, Kinder und Jugend NRW),
wird ausführlich in die Thematik ein-
führen.
(Das Schulministerium NRW hatte in
seiner Antwort auf den Brief der GGG
darauf hingewiesen, dass es Initiativen
in diese Richtung begrüßen und wohl-
wollend unterstützen würde. Schulen
wurden darin ermutigt, sich auf diesen
Weg des „Unterrichtens in heterogene-
ren Lerngruppen“ zu begeben.)

4. Markt der Schulen – Untersuchung
der Konzepte

5. Plenum: Welche Schlussfolgerungen
sollten wir ziehen? Wie weiter?

6. „Signal von Unna“

Im Anschluss an die öffentliche Veranstal-
tung führt der Landesverband NRW der
GGG am gleichen Ort seine Mitglieder-
versammlung durch.

Die GGG freut sich auf Ihren Besuch!

Einladung zur Mitgliederversammlung
und öffentlichen Veranstaltung

GGG AKTUELL
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Wir trauern um
Christoph Heuser

Am 6.2.04 starb im Alter von 56 Jah-
ren das langjährige Bundesvorstands-
mitglied der GGG, Christoph Heuser.
Obwohl seit der akuten Zuspitzung sei-
ner Krankheit zu befürchten, erschüt-
tert uns sein viel zu früher Tod.

Christoph, Lehrer an der Laborschule
in Bielefeld, war von 1995 bis 2003
Mitglied im Bundesvorstand der GGG.
Dort war er zunächst zuständig für die
Arbeitsgruppen und die  Bundeskon-
gresse. Er war Garant für die hohe
Qualität und die reibungslose Durch-
führung der Kongresse – und dafür,
dass sie hervorragende Veranstaltungen
der Weiterbildung für die  Gesamt-
schulen wurden.

Für den Vorstand war Christoph ein
Glücksfall: er vereinte in ungewöhnli-
cher Weise Kompetenz, absolute Zu-
verlässigkeit, Verantwortungsgefühl.
Christoph erinnerte, wenn es nötig
wurde; er bezog Andere ein; er machte
transparent  und unterstützte – die Zu-
sammenarbeit mit ihm war einfach nur
angenehm. Er versorgte Vorstand und
Hauptausschuss per mail mit den Er-
gebnissen seiner Zeitungsrecherchen.

GGG AKTUELL

Immer war es ihm wichtig, Wissen weiter
zu geben, Andere informiert handlungsfä-
hig zu machen.

Christoph fühlte sich für die gesamte Ar-
beit des Bundesvorstandes mit verantwort-
lich. Mit beeindruckender Sorgfalt berei-
tete er sich auf jede Sitzung vor, fragte
nach und erinnerte, deckte noch Unge-
klärtes auf, dachte mit. Allen, die mit ihm
arbeiteten, werden seine Ruhe, Beharrlich-
keit, Sachlichkeit und Verlässlichkeit un-
vergesslich bleiben. Wir hatten immer das
gute Gefühl: Christoph passt schon auf,
dass nichts Wesentliches übersehen wird.

Wir danken Christoph dafür, dass er in ei-
ner schwierigen Situation ganz selbstver-
ständlich die inhaltliche Betreuung der
Gesamtschulkontakte übernommen hat.
Eine Redaktionsgruppe unterstützte ihn
dabei. Christoph war nicht nur Autor von
Artikeln, sondern auch Koordinator, Ein-
treiber, Erinnerer, Überarbeiter, mit dem
alle gern zusammen arbeiteten. Diese
Qualitäten zeigte er auch als Mitarbeiter
an 3 Heften der Blauen Reihe mit sowie
als Verantwortlicher für Heft 51 „Lehre-
rInnenbildung für Gesamtschulen“ und
Heft 54: „PISA International“.

Die Turbulenzen, die die internationale
Schulforschung in Deutschland auslösten,
erreichten auch die GGG. Heftig wurde
um den richtigen Kurs gerungen. Dass
dies konstruktiv  geschah, ist wesentlich
auch Christoph zu verdanken. Er rang um
das Richtige. In sorgfältigen Beratungen
gelang es der GGG, eine einheitliche, kla-
re und tragfähige Position zur weiteren
Schulentwicklung zu erarbeiten und mit
überzeugenden Positionen in der bil-
dungspolitischen Debatte präsent zu sein.

Besonders angenehm erlebte ich die Zu-
sammenarbeit mit Christoph beim Schrei-
ben von  Texten für die GGG: ich konnte
sie „eben mal“ an Christoph mailen und
spätestens am nächsten Abend kamen sei-
ne hilfreichen Anmerkungen bei mir an.
Wo immer inhaltliche Positionen erarbei-
tet wurden, war Christoph konstruktiv da-

bei. Wenn an Sitzungswochenenden
die Bundesliga-Ergebnisse bekannt ge-
geben wurden, ließ er uns aber auch
eine ganz unerwartete Seiten von sich
sehen, den Fußball-Fan, der uns mit
seinen Kenntnissen aus der Welt des
Fußballs geradezu verblüffte.

Christoph war ein im positiven Sinn
„altmodischer“ Mensch: Es ging ihm in
seinem ganz außergewöhnlichen Ein-
satz in seiner Schule und im Gesamt-
schulverband nie um die Befriedigung
persönlichen Ehrgeizes, nie um das
Amt. Amts- und Würdenträgern ge-
genüber wahrte er eher eine kühle, oft
ironische Distanz. Für ihn hatte der
„Eifer für die gute Sache“ immer zu-
rückzutreten hinter die sachlich-kriti-
sche und nüchterne Prüfung und den
Anspruch, die Dinge immer wieder
neu zu betrachten.

In der GGG wollte er nach seinem
Rückzug aus dem Vorstand weiter mit-
arbeiten. Aber er wollte auch Zeit für
seine weiteren Interessen gewinnen. Er
bekam nur ein halbes Jahr Zeit dafür.

Christoph war einer der Garanten da-
für, dass die Laborschule in Bielefeld
sich immer in Kontakt zur Gesamt-
schulbewegung befand und die Erfah-
rungen dieser besonders konsequenten
Gesamtschule in die Arbeit der GGG
und der Gesamtschulen einflossen.

Die GGG verdankt Christoph viel.
Wir denken mit Dankbarkeit an die
Zeit, in der wir mit ihm für unser ge-
meinsames politisches Ziel arbeiten
durften. Seine Kompetenz und Tat-
kraft, seine Nachdenklichkeit und hilf-
reiche Skepsis, seine klare Parteilichkeit
für die gemeinsame Bildung und Erzie-
hung aller Kinder werden wir vermis-
sen.  Wir trauern mit Margit Bauer,
seinen Verwandten und seiner Hausge-
meinschaft um Christoph Heuser, der
uns Freund geworden ist.

Ingrid Wenzler
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... zu guter Letzt

Vernachlässigt die Eltern nicht!
von Klaus Winkel

„Eltern sind keine Lückenbüßer
Die grundlegenden Fähigkeiten und Be-
reitschaften für lebenslange Bildungs- und
schulische Lernprozesse werden in der Fa-
milie gelegt. Die Familie muss daher in ih-
rer Bedeutung als maßgebliche Bildungs-
institution für Kinder und Jugendliche an-
erkannt werden. Eine Gesellschaft, die je-
doch zu allererst den Eltern die Misere an
der Bildung anlastet, schiebt ihre eigene
Verantwortung ab. ...“
(Bildung ist mehr als Schule. 5. Leipziger These)

„Bildung erfordert neue Formen der Ver-
netzung
Die verschiedenen Bildungsinstitutionen
haben einen je eigenen Bildungsauftrag. Auf
der Grundlage der Bedürfnisse und Interes-
sen junger Menschen müssen die Bildungs-
aufgaben von Familie, Jugendhilfe, Schule
und Berufsausbildung neu miteinander ver-
bunden und aufeinander abgestimmt wer-
den. ...“
(Bildung ist mehr als Schule. 10. Leipziger
These)

Beide Thesen wären nicht oder nicht so for-
muliert worden, bestünde aus Sicht des
Bundesjugendkuratoriums (BJK),  dem
Beratungsgremium der Bundesregierung in
grundsätzlichen Fragen der Kinder- und
Jugendhilfe, nicht berechtigte Sorge, dass
die bildungspolitischen Diskussionen nach
PISA durch einseitige Fokussierung z.B. auf
die sog. Bildungsstandards unzulässig eng
geführt wird, wo es doch gilt, „dass eine ...
Bildungspolitik der Zukunft das unkoordi-
nierte Nebeneinander der einzelnen Bil-
dungsinstitutionen überwindet und statt

dessen Formen innovativer Zusammenar-
beit praktiziert“.
(Bildung ist mehr als Schule. Einleitung)

Diese Sorge ist auch mit Blick auf die Eltern
sehr berechtigt. Zwar hat das Bundesverfas-
sungsgericht bereits 1972 festgestellt: „Die
gemeinsame Erziehungsaufgabe von Eltern
und Schule, welche die Bildung der einen
Persönlichkeit des Kindes zum Ziel hat, ver-
langt ein sinnvolles Zusammenwirken der
beiden Erziehungsträger.“  Tatsächlich spricht
viel für die Feststellung, dass die Staatsschule
und Elternhaus nie Partner waren, es gegen-
wärtig nicht sind und mit Blick auf die er-
kennbaren Reformen auch nicht sein sollen.

Dies belegen die wenigen empirischen Er-
hebungen über die Schule aus Sicht der El-
tern. Ihre Befunde sind bedrückend. Auf
zwei sei besonders hingewiesen:
Die Zufriedenheit mit der Schule ist gerin-
ger geworden.
„Die Befragten sind mit der Schule so wenig
zufrieden wie noch nie: Die Leistungsanfor-
derungen in der Schule werden für zu nied-
rig gehalten, die Bemühungen der Schule,
die Kinder zu fördern, so gering wie in kei-
ner Erhebung zuvor eingeschätzt. ... Zu-
gleich werden die Kenntnisse und Fähigkei-
ten, über die die Schülerinnen und Schüler
nach Abschluss der Schule verfügen, gerin-
ger eingeschätzt als in den Vorjahren ...“

So fassen die Autoren des Instituts für
Schulforschung ein besonders bedeutsames
Resultat der im Frühjahr 2002 erhobenen
Daten einer repräsentativen Umfrage zusam-
men. Ausdrücklich weisen sie darauf hin,
dass für Schülereltern „Bildung der zweit-
wichtigste Posten der staatlichen Finanzen

nach der Schaffung von Arbeitsplätzen“ ist.

Die Elternbeteiligung an der Schule nimmt
nach starkem Beginn in der Grundschule ra-
pide ab.

In einer Studie der Infratest-Bildungsfor-
schung ist dieser Aspekt mit drei items ver-
treten, die jeweils etwas unterschiedliche
Aspekte thematisieren:
„(1) Wie Lehrer für sie als Eltern ansprech-
bar sind – hierzu äußern sich immerhin
59% der Eltern zufrieden.
(2) Wie informativ Elternabende/ -sprech-
stunden sind – auch hierzu sind Eltern
mehrheitlich zufrieden (53%)
(3) Mitwirkung der Eltern in Schulangele-
genheit – zu diesem Punkt wird mit 47%
am wenigsten Zufriedenheit geäußert.“
Prüft man, wie sich die Prozentzahlen auf
die Schulstufen verteilen, so sinkt die Zu-
stimmung der Eltern von Klasse 1/2 zu
Klasse 9/10 jeweils dramatisch: item (1) von
79% auf 50%, item (2) von 66% auf 43%
und item (3) 58% auf 39%.
Der Schule gelingt es offensichtlich nicht,
ihre Eltern auf Dauer an sich zu binden und
am Schulleben sowie an der Schulentwick-
lung zu beteiligen.

Der Bundeselternrat macht auf diese Proble-
me aufmerksam. Er fordert von den Bundes-
ländern bessere und auch einheitlichere Rah-
menbedingungen und stellt für die Zusam-
menarbeit von „Eltern und Schule in einer
sich verändernden Schule“, so der Titel der
Resolution der Herbsttagung 2003, eine
Reihe von Forderungen auf.
Diese unter www.bundeselternrat.de/
resolutionen/reso_herbstplenar_03.html
nachzulesen und in den Schulen von Eltern
und Lehrern gemeinsam zu beraten, ist drin-
gend zu empfehlen.


